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Zentrale Themen im Berichtsjahr waren einerseits der Ab-
schluss der Teilrevision des Gesetzes über den Erwerb und 
Verlust des Landesbürgerrechtes. Diese Vorlage befasste 
sich zum einen mit der Abschaffung des Verlustes des Lan-
desbürgerrechtes durch stillschweigenden Verzicht, zum 
anderen mit  Ergänzungen zu den im Jahre 2008 einge-
führten integrativen Bestimmungen und der Aufnahme ei-
ner exakten Definition des bisher unbestimmten Rechtsbe-
griffes des ordentlichen liechtensteinischen Wohnsitzes. 

Andererseits ist aufgrund der Tatsache der Umsetzung 
des anstehenden Beitritts von Liechtenstein zum Schen-
gen-Abkommen eine Totalrevision der Waffenverordnung 
und eine Teilrevision des Polizeigesetzes umgesetzt wor-
den. Im Zuge der notwendigen Revision der Waffenverord-
nung ist dabei den Schengen Erfordernissen entsprechend 
Rechnung getragen und die Nivellierung des Rechtsgefälles 
zur Schweiz angepasst worden. Mit der erforderlichen Ab-
änderung des Polizeigesetzes ist eine Rechtsgrundlage für 
das Schengener Informationssystem SIS ausgearbeitet und 
das Sirenebüro implementiert worden. 

In der Folge ist das Personenfreizügigkeitsgesetz 
(PFZG) zur Umsetzung der Richtlinie 2004/38/EG über das 
Recht der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, 
sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewe-
gen und aufzuhalten, ausgearbeitet worden. Mit den oben 
genannten Revisionen ist der Weg für einen rechtzeitigen 
Schengen Beitritt Liechtensteins vorbereitet worden. 

In den Monaten September bis November des Berichts-
jahres haben rund 230 Personen aus Somalia und Eritrea in 
Liechtenstein um Asyl angesucht. Dieser unerwartet hohe 
Anstieg von Asylgesuchen in sehr kurzer Zeit stellte so-
wohl das Ausländer- und Passamt als auch die Flüchtlings-
hilfe und die Landespolizei vor grosse Herausforderungen. 
Durch intensive polizeiliche Kontrollen und auch durch 
Massnahmen von Seiten des Ausländer- und Passamtes 
gelang es, den Zustrom einzudämmen. Auf das Jahresende 
hat sich die Situation insofern beruhigt, als dass sich der 
Bestand von somalischen und eritreischen Asylsuchenden 
von 227 auf deren 32 reduziert hat. Die hohe Anzahl von 
Asylsuchenden in unserem Land forderte die Kooperation 
aller Beteiligten und machte weitergehende Massnahmen 
notwendig, wie insbesondere die Bereitstellung von wei-
teren Unterkunfts- und Aufenthaltsmöglichkeiten. 

Landespolizei
Im Berichtsjahr hat die Landespolizei verschiedene stra-
tegische Projekte umgesetzt. Im Zentrum standen die 
Vorbereitungsarbeiten im Hinblick auf den geplanten 
Beitritt Liechtensteins zu Schengen/Dublin, wonach pri-
oritär der Aufbau des Sirene-Büros umgesetzt worden 

ist. Die Anbindung an das Schengener Informationssy-
stem SIS befinden sich in einem laufenden Prozess und 
können anfangs 2010 abgeschlossen werden. 

Ein weiterer Schwerpunkt lag in der Weiterentwick-
lung der technischen Infrastruktur bzw. der eingesetzten 
polizeilichen Applikationen. Im Fokus standen dabei die 
neue «nationale Polizeiapplikation», welche die bishe-
rigen Einzellösungen ablösen und die Effizienz entspre-
chend verbessern soll. Die Landespolizei hat den Bericht 
zu der Analysephase abgeschlossen, die Spezifikation er-
arbeitet und die technische Infrastruktur aufgebaut. Die 
Umsetzung von Phase I der «nationalen Polizeiapplika-
tion» ist für 2010 vorgesehen. 

Ein wichtiger Meilenstein wurde mit dem Abschluss 
der Umbauarbeiten im ehemaligen Ausländer- und 
Passamt Gebäude erreicht. Mit dem Bezug der neuen 
Büroräumlichkeiten wurde der akute räumliche Engpass 
überwunden. Gleichzeitig sind diverse Sicherheitssy-
steme auf den neuesten Stand gebracht worden. 

Als polizeiliche Schwerpunkte sind einerseits die in-
tensiven Einsätze der Landespolizei im Zusammenhang 
mit den Asylsuchenden bzw. illegal Eingereisten, ande-
rerseits die Ordnungsdienst-Einsätze im Fussball zu er-
wähnen. Der enorme Ansturm von über 220 Staatsange-
hörigen aus Somalia und Eritrea, welche in Liechtenstein 
um Asyl angesucht haben, stellte auch die Landespoli-
zei vor sehr grosse personelle Herausforderungen. Um 
diesen Zustrom entsprechend Herr zu werden, war die 
Landespolizei veranlasst eine Sonderkommission einzu-
setzen, welche die erforderlichen polizeilichen Massnah-
men koordinierte. Nebst uniformierten und zivilen Kon-
trollen in Liechtenstein wurden die Grenzübergänge zur 
Schweiz mit Unterstützung der schweizerischen Grenz-
wachtkorps streng überwacht. Diese rasch ergriffenen 
Massnahmen zeigten schnell Wirkung und führten letzt-
endlich dazu, dass keine weiteren Asylsuchenden nach 
Liechtenstein mehr einreisten. 

Die Ordnungsdienst-Einsätze im Zusammenhang 
mit den Heimspielen des FC Vaduz führten – wie bereits 
im 2. Halbjahr 2008 – für die Landespolizei zu grossen 
Mehrbelastungen im 1. Halbjahr. Durch den Abstieg des 
FC Vaduz hat sich die Situation mittlerweile entschärft. 

Ausländer- und Passamt
Im Hinblick auf den geplanten Beitritt Liechtensteins zu 
Schengen/Dublin ist neben der Landespolizei auch das 
Ausländer- und Passamt mit der Umsetzung diverser na-
tionaler Rechtsakte befasst. Um die Koordination inner-
halb der Landesverwaltung bezüglich des Beitritts Liech-
tensteins an die Systeme von Schengen und Dublin zu 
gewährleisten, wurde von der Regierung die Stelle eines 
nationalen Schengen/Dublin Koordinators geschaffen. 
Diese Stelle wurde organisatorisch dem Ausländer- und 
Passamt angegliedert. 

Am 1. Januar des Berichtsjahres ist das neue Aus-
ländergesetz (AuG) in Kraft getreten. Das AuG findet auf 
Drittstaatsangehörige Anwendung, auf Ausländer aus-
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serhalb des EWR-Raumes und der Schweiz. Wesent-
licher Bestandteil dieser neuen Rechtsgrundlage ist der 
Grundsatz der Integration. Erstmals werden Drittstaats-
angehörige verpflichtet, konkrete Integrationsleistungen 
zu erbringen, wenn sie sich längerfristig in Liechtenstein 
aufhalten wollen. Aus diesem Grund wird mit den betrof-
fenen Personen eine verbindliche Integrationsvereinba-
rung abgeschlossen. 

Um die ausländerrechtliche Stellung von EWR- und 
Schweizer Staatsangehörigen zu regeln, hat die Regie-
rung im August des Berichtsjahres den Bericht und An-
trag zum neuen Personenfreizügigkeitsgesetz (PFZG) 
verabschiedet. Mit dem PFZG, welches auf den 1. Januar 
2010 in Kraft tritt, wird eine eigenständige gesetzliche 
Grundlage für die ausländerrechtliche Behandlung von 
EWR- und Schweizer Staatsangehörigen sowie deren 
Familienangehörigen geschaffen. Schwerpunkt ist die 
Umsetzung der Richtlinie 2004/38/EG über das Recht 
der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich 
im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen 
und aufzuhalten. Diese Richtlinie führt eine einheitliche 
Rechtsgrundlage für Freizügigkeit und Aufenthalt im 
EWR ein. Wesentlich ist dabei insbesondere das Recht 
auf Daueraufenthalt, wonach jeder EWR-Staatsangehö-
rige, der sich rechtmässig fünf Jahre ununterbrochen in 
Liechtenstein aufhält, das Recht hat, sich hier auf Dauer 
aufzuhalten. Auch die Grundsätze des Auslosungsverfah-
ren, welche bislang im Gesetz über das Verfahren zur 
Erteilung von Aufenthaltsbewilligungen geregelt waren, 
sind ab dem 1. Januar 2010 im PFZG integriert. Gestützt 
auf das PFZG hat die Regierung die Verordnung über 
die Freizügigkeit für EWR- und Schweizer Staatsange-
hörige erlassen, welche ebenfalls ab dem 1. Januar 2010 
in Kraft tritt. 

Der massive Anstieg von somalischen und erit-
reischen Asylsuchenden forderte eine gut funktionie-
rende Zusammenarbeit aller beteiligten Institutionen 
und Personen. Neben den intensiven Einsätzen der 
Landespolizei waren hauptsächlich das Ausländer- und 
Passamt und der Verein Flüchtlingshilfe, welcher für die 
Betreuung der Asylsuchenden zuständig ist, mit dieser 
Thematik befasst. Die ausserordentliche Situation erfor-
derte zudem weitere Massnahmen, wie insbesondere die 
Bereitstellung eines Containers als zusätzlicher Aufent-
haltsraum, die Öffnung von Zivilschutzräumen als wei-
tere Unterkunftsmöglichkeiten und die Abgabe von Ver-
pflegungsgutscheinen. 

Die Regierung hat nach Konsultation der Kommission 
für Flüchtlingsfragen im Oktober des Berichtsjahres die 
Staaten der Europäischen Union und der Europäischen 
Freihandelszone als sichere Herkunftsstaaten im Sinne 
des Flüchtlingsgesetzes bezeichnet. Durch die Aufhe-
bung der Visumspflicht für Staatsangehörige aus Maze-
donien, Serbien und Montenegro für den kurzfristigen 
Aufenthalt im Schengenraum, war auch Liechtenstein 
gehalten, für Staatsangehörige der genannten Staaten 
die Visumspflicht aufzuheben. Damit einhergehend 

wurde im Dezember die Liste der sicheren Herkunfts-
staaten durch die Aufnahme von Mazedonien, Serbien 
und Montenegro ergänzt.

bilaterale beziehungen gefestigt
Im Berichtsjahr wurde die regionale grenzüberschrei-
tende und internationale Zusammenarbeit gestärkt. Re-
gierungsrat Hugo Quaderer ist anlässlich der Schengen-
Inkraftsetzungsfeierlichkeit der Schweiz am Flughafen 
Zürich von Bundespräsident Hans-Rudolf Merz sowie 
der Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf über die 
Schengen Umsetzung informiert worden.

Im April hat sich Regierungsrat Hugo Quaderer mit 
der österreichischen Innenministerin Dr. Maria Fekter zu 
einem Arbeitsgespräch im gemeinsamen grenzpolizei-
lichen Verbindungsbüro in Schaanwald-Feldkirch-Tisis 
getroffen. Im Mittelpunkt der Gespräche standen dabei 
die grenzüberschreitende polizeiliche Zusammenarbeit 
und der anstehende Schengen-Beitritt Liechtensteins. Im 
Anschluss an das Treffen hat Regierungsrat Hugo Qua-
derer an der Sicherheitspreisverleihung des Kuratoriums 
Sicheres Österreich (KSÖ) in Schwarzach teilgenommen.

Auf Einladung des Vorarlberger Sicherheitsdirektor 
Dr. Elmar Marent hat Ressortinhaber Hugo Quaderer 
am Bodensee Sicherheitsgespräch 2009 in Bregenz teil-
genommen. Im Zentrum des Arbeitsgespräches stan-
den die Auswirkungen des Beitritts der Schweiz zum 
Schengen Raum ab August 2008 sowie die notwendige 
starke, internationale Kooperation zur Bekämpfung der 
internationalen Kriminalität. Bei diesen Themen haben 
sich der Sicherheitsdirektor Dr. Elmar Marent, der baye-
rische Staatssekretär Bernd Weiss, der Badenwürttem-
bergische Inspektor der Polizei, Dieter Schneider sowie 
die Regierungsrätin Karin Keller-Sutter aus St. Gallen 
und Regierungsrat Claudius Graf-Schelling aus Thurgau 
sowie Regierungsrat Heinz Allbicker aus Schaffhausen 
ausgetauscht.

Im Rahmen einer Feierstunde im Landhaus in Bre-
genz verabschiedete einerseits Regierungsrat Hugo Qua-
derer den scheidenden Sicherheitsdirektor Dr. Elmar 
Marent und begrüsste andererseits den neuen Vorarl-
berger Sicherheitsdirektor Dr. Hanspeter Ludescher vor 
rund 100 internationalen aus Sicherheit und öffentlicher 
Verwaltung.

internationale Zusammenarbeit gefestigt
Über Einladung des EU-Rates der Innenminister in Prag 
hat Regierungsrat Dr. Martin Meyer am 15./16. Januar 
2009 an einem informellen Rat der EU-Innenminister 
teilgenommen. Im Rahmen dieses internationalen Tref-
fens hat Regierungsrat Dr. Martin Meyer mit den euro-
päischen Regierungskollegen u.a. über den aktuellen 
Stand des Schengen Fahndungssystems SIS II, die neuen 
Grenzkontrollsystem der EU, den verstärkten Kampf ge-
gen die illegale Migration, den internationalen Schutz 
von Kindern sowie der rationalen Anti-Drogen-Politik 
diskutiert.
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Auf Einladung der Schweizer Bundesrätin Eveline 
Widmer-Schlumpf, der Vorsteherin des Eidgenössischen 
Justiz- und Polizeidepartement, nahm Regierungsrat 
Dr. Martin Meyer zusammen mit einem Expertenteam 
an einem zweitägigen Arbeitstreffen in Feusisberg mit 
dem Innenminister aus Deutschland, Österreich und der 
Schweiz teil. Im Zentrum der Gespräche standen dabei 
die europäische Zusammenarbeit und die Kooperation 
unter den vier Staaten auf den Gebieten Inneres und Mi-
gration.

Auf Einladung des tschechischen Innenministers Dr. 
Iwan Langer hat Regierungsrat Hugo Quaderer am 24. 
April 2009 an der EU-Ministerkonferenz „Building Mi-
gration Parthnerships“ in Prag teilgenommen. Im Mit-
telpunkt dieser Tagung standen die Diskussion sowie 
Erfahrungswerte zwischen internationalen Migrations-
partnerschaften als auch die Annahme einer Deklaration 
zur Förderung der legalen Migration und Bekämpfung 
der illegalen Zuwanderung. Zudem ist die Integration 
von sich legal aufhaltenden ausländischen Zuwanderern 
erörtert worden.

Am 4. Juni 2009 hat Regierungsrat Hugo Quaderer 
in seiner Funktion als liechtensteinischer Innenminister 
an einem Justiz- und Innenminister-Treffen der Euro-
päischen Union (JRat) in Luxemburg teilgenommen. Im 
Rahmen dieses internationalen Treffens sind unter den 
Innenministern u.a. der aktuelle Stand des Schengen In-
formationssystems SIS II diskutiert worden. Regierungs-
rat Hugo Quaderer hat dabei die Gelegenheit genützt, die 
EU-seitige Ratifikation des Schengen Beitritts Liechten-
steins anzusprechen.

Auf Einladung von Bundesrat Ueli Maurer, dem Vor-
steher des Eidgenössischen Departement für Verteidi-
gung, Bevölkerungsschutz und Sport ist Regierungsrat 
Hugo Quaderer am 13. Oktober 2009 zu einem Arbeits-
gespräch nach Bern gekommen. Im Mittelpunkt dieses 
grenzüberschreitenden Gespräches standen die länderü-
bergreifende Zusammenarbeit im Bevölkerungsschutz, 
die Kooperation im Zivilschutz sowie die Erfahrungs-
werte und Weiterentwicklungsmöglichkeiten des Sicher-
heitsfunknetzes Polycom. Zudem ist das Projekt Poly-
alert eingehend besprochen worden, dass die Planung 
und Umsetzung eines neuen Alarmierungssystems ab 
2016 schweizweit umfassen wird. Abgeschlossen wurde 
dieses Treffen mit einem Besuch beim Schweizerischen 
Fachinstitut für den Schutz vor atomaren, biologischen 
und chemischen (ABC) Bedrohungen und Gefahren in 
Spiez. Dabei ist die Delegation über die Aktivitäten der 
Schweiz in den Bereichen Rüstungskontrolle und frie-
denserhaltende Massnahmen sowie über das aktuelle 
ABS-Schutzkonzept der Schweiz informiert worden.

Regierungsrat Hugo Quaderer hat am 30. November 
2009 am EU-Treffen und Innenministertreffen in Brüs-
sel teilgenommen. Das Hauptaugenmerk dieses Mini-
stertreffens galt dabei den Arbeiten am Schengener In-
formationssystem der 2. Generation (SIS II) sowie dem 
Visumsinformationssystem (VIS). Regierungsrat Hugo 

Quaderer nutzte dieses Ministertreffen insofern, als er 
seine Amtskolleginnen und Kollegen über die aktuelle 
Asylsituation informieren konnte und sprach sich da-
rüber hinaus für die Notwendigkeit einer zügigen Auf-
nahme Liechtensteins in den Schengen Verbund aus.

Öffentliche sicherheit und Rettungsorganisation
Neben der Landespolizei sind für die öffentliche Sicher-
heit insbesondere die liechtensteinischen Rettungs-
organisationen (u. a. Feuerwehren, Bergrettung, Sa-
maritervereine) zuständig. Eine zentrale Aufgabe im 
Berichtsjahr war zum einen die Einleitung der Verwen-
dung des Funksystems Polycom für alle Baulicht-Organi-
sationen der Gemeinden sowie die entsprechende Vor-
bereitung der Handhabung bzw. Schulung dieser Geräte. 
Zudem sind alle Vorbereitungsarbeiten abgeschlossen 
worden, um die bestehende veraltete Anlage für Alarmie-
rungen der Blau-Licht-Organisationen mit Telefon und 
Pager (SMT) ersetzen zu können. Dieser Schritt ist inso-
fern notwendig geworden, als Swisscom die Wartung der 
SMT-Anlage ab Mitte 2011 nicht mehr vornehmen wird.
Im Berichtsjahr wurden verschiedene Kurse der Zivil-
schutzorganisationen durchgeführt. Die Feuerwehr-
ausbildung und die Ausbildung in den anderen Ret-
tungs- und Hilfsorganisationen haben sich mittlerweile 
materiell aber auch finanziell auf ein sehr hohes Ni-
veau eingependelt und bestens bewährt. Die im Land 
existenten verschiedenen Rettungsorganisationen sind 
durch zahlreiche Subventionen unterstützt worden. Ne-
ben den Nothilfekursen für Schulen wurden die ausser-
ordentlichen Kursangebote der Samariter sehr gut ge-
nützt.

Gewaltschutzkommission
Der Schwerpunkt lag im Berichtsjahr bei der Studie über 
Rechtsextremismus in Liechtenstein. Die Regierung 
hat im Jahr 2007 die Gewaltschutzkommission entspre-
chend beauftragt, eine Studie zu den Hintergründen des 
Rechtsextremismus in Liechtenstein durchzuführen. Ein 
Forscherteam der Fachhochschule Nordwestschweiz hat 
im Sommer 2009 einen Abschlussbericht vorgelegt, der 
im Rahmen einer Medienkonferenz der Öffentlichkeit 
vorgestellt wurde. Die Regierung hat in der Folge die Ge-
waltschutzkommission beauftragt, bis Ende März 2010 
auf der Grundlage dieser Empfehlungen einen konkreten 
Massnahmekatalog zu erarbeiten, um eine allfällige Aus-
breitung des rechten Gedankengutes sowie der rechten 
Szene zu verhindern.

Landes- und Gemeindebürgerrecht
Im Rahmen des Gesetzes über den Erwerb und Verlust 
des Landesbürgerrechtes sind im Berichtsjahr insgesamt 
96 Personen eingebürgert worden. Nach § 5a (Einbürge-
rung für Alteingesessene) des genannten Gesetzes wur-
den 76 Personen, nach § 5 (infolge Eheschliessung) 12 
Personen und gemäss § 6 (im ordentlichen Verfahren, 
Gemeindeabstimmung) 8 Personen eingebürgert.
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Grundverkehr
Das Ressort Inneres war im Berichtsjahr mit insgesamt 
274 Grundverkehrsangelegenheiten befasst. Gegen 3 
Beschlüsse von Gemeindegrundverkehrskommissionen 
wurde gemäss Art. 18 Abs. 2 des Grundverkehrsgesetzes 
Beschwerde an die Landesgrundverkehrskommission er-
hoben. 

Auflistung nach Gemeinden Gesamt Davon  
 beschwerden

Gemeinde Mauren 38 0
Gemeinde Schellenberg 7 0
Gemeinde Triesenberg 43 0
Gemeinde Balzers 13 0
Gemeinde Vaduz 35 2
Gemeinde Triesen 38 0
Gemeinde Schaan 29 1
Gemeinde Eschen 29 0
Gemeinde Ruggell 24 0
Gemeinde Planken 8 0
Gemeinde Gamprin 10 0

total 274 3

Auflistung nach erwerbstypen

Baurecht  6
Kauf  220
Miete  7
Pacht  2
Schenkung  18
Tausch  8
Sonstiges  6
Widmung  7

total  274

Die Regierung hat die bereits im Jahr 2007 von ihr ein-
gesetzte Arbeitsgruppe zur Überprüfung des geltenden 
Grundverkehrsgesetzes nach Vorlage eines Berichtes im 
August 2009 beauftragt, zur Behebung erkannter Män-
gel einen konkreten Abänderungsvorschlag vorzulegen. 
Die Regierung wird auf dieser Grundlage im Laufe des 
Jahres 2010 über die Einleitung eines Gesetzgebungs-
verfahrens entscheiden.

Kommission für Unfallverhütung im strassenverkehr 
Im Berichtsjahr war die KFU veranlasst, den bisherigen 
Standort der Verkehrsschulanlage in Vaduz aufzugeben 
und neu in der Gemeinde Schellenberg mit dem Areal 
Säga-Mösle an einem geeigneten Standort zu verwirkli-
chen. Dadurch ist auch weiterhin die Verkehrserziehung 
für Schülerinnen und Schüler aller vierten Klassen der 
Primarschulen gewährleistet.

Kommission für Flüchtlingsfragen
Die Kommission für Flüchtlingsfragen hat im Berichts-
jahr keine Sitzungen abgehalten, hat sich aber auf dem 
Zirkularweg mit der Frage der sicheren Herkunftsstaaten 
befasst.

AMtssteLLen

Landespolizei

Amtsleiter: Polizeichef Adrian hasler, lic. oec. hsG

Im Berichtsjahr hat die Landespolizei an verschiedenen 
strategisch wichtigen Projekten gearbeitet. Im Zentrum 
standen die Vorbereitungsarbeiten im Hinblick auf den ge-
planten Beitritt Liechtensteins zu Schengen / Dublin. Die 
Landespolizei hat sich im vergangenen Jahr prioritär mit 
dem Aufbau des SIRENE-Büros beschäftigt und gemein-
sam mit dem externen Lieferanten die SIRENE-Applikation 
an die liechtensteinischen Bedürfnisse adaptiert. In diesem 
Zusammenhang wurden auch die relevanten Prozesse den 
neuen Aufgaben angepasst. Die Anbindung an das Schen-
gener Informationssystem (SIS) ist derzeit in Arbeit und 
wird anfangs 2010 abgeschlossen. Die Vorbereitungen auf 
die verschiedenen Evaluationen in Liechtenstein laufen auf 
Hochtouren. Die bereits durchgeführte Probe-Evaluation 
zum Datenschutz hat gezeigt, dass die Landespolizei vor-
bereitet ist. Auch im rechtlichen Bereich sind die Arbeiten 
praktisch abgeschlossen.

Ein weiterer Schwerpunkt galt der Weiterentwicklung 
der technischen Infrastruktur bzw. der eingesetzten polizei-
lichen Applikationen. Im Fokus steht die neue «Nationale 
Polizeiapplikation», welche die bisherigen Einzellösungen 
ablösen und die Effizienz verbessern soll. Die Landespoli-
zei hat im Berichtsjahr die Analysephase abgeschlossen, 
die Spezifikation erarbeitet und die technische Infrastruktur 
aufgebaut. Die Umsetzung von Phase 1 der «Nationalen 
Polizeiapplikation» ist für 2010 vorgesehen. 

Ein wichtiger Meilenstein wurde mit dem Abschluss der 
Umbauarbeiten im ehemaligen Ausländer- und Passamt-
Gebäude erreicht. Mit dem Bezug der neuen Büroräum-
lichkeiten wurde der akute räumliche Engpass überwun-
den. Gleichzeitig wurden diverse Sicherheitssysteme auf 
den neusten Stand gebracht.

Als polizeiliche Schwerpunkte sind einerseits die Ein-
sätze der Landespolizei im Zusammenhang mit den Asyl-
suchenden bzw. illegal Eingereisten, andererseits die 
Ordnungsdienst-Einsätze im Fussball zu erwähnen. Der 
Ansturm von über 220 Staatsangehörigen aus Somalia 
und Eritrea, welche in Liechtenstein ein Asylgesuch ge-
stellt haben, stellte auch die Landespolizei vor grosse He-
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rausforderungen. Um den Zustrom zu unterbinden, hat die 
Landespolizei eine Sonderkommission eingesetzt, welche 
die polizeilichen Massnahmen koordinierte. Nebst unifor-
mierten und zivilen Kontrollen in Liechtenstein wurden 
die Grenzübergänge zur Schweiz mit Unterstützung des 
Schweizerischen Grenzwachtkorps überwacht. Diese rasch 
ergriffenen Massnahmen zeigten schnell Wirkung und 
führten dazu, dass keine weiteren Asylsuchenden nach 
Liechtenstein einreisten.

Die Ordnungsdienst-Einsätze im Zusammenhang mit 
den Heimspielen des FC Vaduz führten – wie bereits im 
zweiten Halbjahr 2008 – für die Landespolizei zu einer 
grossen Mehrbelastung im ersten Halbjahr. Insbeson-
dere die Wochenendbelastung hat markant zugenommen. 
Durch den Abstieg des FC Vaduz hat sich die Situation et-
was entschärft. Es gilt jedoch festzuhalten, dass die Lan-
despolizei regelmässig Unterstützungsersuchen der Stadt-
polizei St. Gallen für risikobehaftete Heimspiele des FC St. 
Gallen erhält und diesen auch grossteils nachkommt.

Die Landespolizei im einsatz
Die Landespolizei leistete im Berichtsjahr in verschie-
denen Diensten einen durchgehenden Betrieb. Die Lan-
desnotruf- und Einsatzzentrale (LNEZ) war rund um die 
Uhr durch zwei Mitarbeitende besetzt. 2009 gingen in 
der LNEZ über die Notrufnummern 112 (internationa-
ler Notruf), 117 (Polizeinotruf) und 118 (Feuerwehrnot-
ruf) insgesamt 9'940 Meldungen (2008: 12'739) ein. Die 
LNEZ disponierte insgesamt 4’818 Einsätze. Die Zahl 
der disponierten Einsätze liegt damit deutlich über dem 
Vorjahreswert (4'219), obwohl die Gesamtzahl der Mel-
dungseingänge signifikant gesunken ist. Diese Senkung 
ist auf eine technische Verbesserung zurückzuführen, 
dank welcher die Zahl der Fehlmeldungen über den Feu-
erwehrnotruf 118 wegen Verwechslungen mit der allge-
meinen Auskunftsnummer 1811 deutlich reduziert wer-
den konnte. 

Im uniformierten Aussendienst sorgten die Patrouil-
len in Früh-, Spät- und Nachtdiensten für eine lückenlose 
Präsenz. Dabei wurden die Polizisten insbesondere am 
Wochenende durch die Bereitschaftspolizei unterstützt.

tätigkeiten und Dienstleistungen

 2009 2008

Durch die Einsatzzentrale 
disponierte Einsätze 4'818 4'219

Personalbestand
Bei der Landespolizei waren per Ende des Berichtsjahres 
125.4 Stellen besetzt. Davon entfielen 87.2 Stellen auf 
Polizisten mit hoheitlichen Funktionen, 34.2 Stellen auf 
Verwaltungsangestellte und 4.0 Stellen auf Vollzugsbe-
amte im Landesgefängnis. Ferner wurde die Landespoli-
zei durch 36 Bereitschaftspolizisten unterstützt.

Aus- und Weiterbildung
Die polizeiliche Grundausbildung steht seit der Grün-
dung der Polizeischule Ostschweiz in Amriswil auf einem 
neuen Fundament. Liechtenstein ist mit den Ostschwei-
zer Kantonen eine Partnerschaft eingegangen und bildet 
seit Oktober 2006 die Polizeiaspiranten in Amriswil aus. 
Die Polizeischule Ostschweiz ist auf Praktiker aus den 
verschiedenen Korps angewiesen. Diese bestreiten einen 
wesentlichen Teil der polizeilichen Grundausbildung. 
Auch die Landespolizei entsendet Instruktoren, die ihr 
Fachwissen an die Polizeischüler weitergeben.

Im Jahrgang 2008/09 haben sieben Polizeiaspiranten 
die einjährige Grundausbildung an der Polizeischule Ost-
schweiz erfolgreich absolviert. Praktische Erfahrungen 
sammelten die Polizeiaspiranten in einem mehrwö-
chigen Praktikum bei der Stadtpolizei Chur sowie korp-
sintern bei der Landespolizei. Das Liechtensteinische 
Strafgesetzbuch und die Liechtensteinische Strafpro-
zessordnung wurden Ihnen an der Sicherheitsakademie 
in Gisingen vermittelt. 

Die Aus- und Weiterbildung geniesst einen hohen 
Stellenwert in der Landespolizei. Polizistinnen und Poli-
zisten absolvierten im Berichtsjahr verschiedene berufs-
bezogene Aus- und Weiterbildungen. Insgesamt wurden 
rund 620 Tage für die externe Aus- und Weiterbildung 
investiert (Führung, sicherheitspolizeiliche und fachspe-
zifische Aus- und Weiterbildung). Wie bereits im Vor-
jahr bildeten die Module im Bereich Strafgesetzbuch, 
Strafprozessordnung sowie Polizeigesetz einen fachspe-
zifischen Schwerpunkt. Rund 140 Tage wurden an der 
Sicherheitsakademie in Gisingen für diese Refresher-
Module aufgewendet, mit dem Ziel, die Fachkompetenz 
in der Rechtsmaterie zu steigern. Für die interne Aus- 
und Weiterbildung (sicherheitspolizeiliche und fachspe-
zifische Aus- und Weiterbildung, Trainings) wurden über 
360 Tage aufgewendet. Schwerpunkte bildeten die Trai-
nings der Spezialeinheiten sowie für die Selbstverteidi-
gung.

internationale Zusammenarbeit
Auch 2009 wurden wieder zahlreiche Aussenbezie-
hungen gefestigt und erweitert. Interpol, mit seinen 188 
Mitgliedsstaaten, ist für die Landespolizei ein unerläss-
liches Mittel in der täglichen Polizeikooperation. Im Be-
richtsjahr stellte Interpol Vaduz 329 (2008: 354) Anfra-
gen an ausländische Polizeistellen. Gleichzeitig richteten 
sich 497 (2008: 385) konkrete Anfragen an Interpol Va-
duz. Im Rahmen der Zonenverbreitung, dies sind An-
fragen ausländischer Zentralbüros an alle Zentralbüros 
weltweit, wurden 47'449 (2008: 42'131) Anfragen durch 
Interpol Vaduz bearbeitet. 



120 |

INNERES

tätigkeiten und Dienstleistungen interpol Vaduz 
(Auszug)

 2009 2008

Konkrete Anfragen an Interpol Vaduz  497 385
Konkrete Anfragen durch Interpol Vaduz
an ausländische Interpol-Büros 329 354
Anfragen an Interpol Vaduz im
Rahmen von Zonenverbreitungen 47'449 42'131
Ersuchen von Interpol Vaduz
an Interpol-Zonen 76 55
Zur Fahndung ausgeschriebene
Personen (national und international) 112 90
Weltweit ausgeschriebene Reise- 
dokumente (verloren oder gestohlen) 449 436

2009 wurden 112 Personen national oder internatio-
nal zur Fahndung ausgeschrieben (2008: 90) und 449 
als verloren oder gestohlen gemeldete Reisedokumente 
(Reisepässe und Identitätskarten) international ausge-
schrieben (2008: 436).

Neben der Mitgliedschaft bei Interpol ist die Landes-
polizei in der Polizeichefvereinigung Bodensee und dem 
Ostschweizer Polizeikonkordat als Mitglied vertreten. 
Diese Einbettung in die regionale Polizeikooperation ist 
äusserst wertvoll. Sie ermöglicht der Landespolizei, von 
den Erfahrungen der Partner zu profitieren und Krimi-
nalitätsphänomene in einem internationalen Kontext zu 
bearbeiten.

Verkehrssicherheit
Im Bereich der Verkehrssicherheit wurde im Berichts-
jahr der Schwerpunkt auf die Präventionsarbeit gelegt. 
Die Verkehrsinstruktoren der Landespolizei erteilten 
194 Doppellektionen Verkehrsunterricht in praktischer 
und theoretischer Form an Kindergartenklassen, Primar-
schulen, der Heilpädagogischen Tagesstätte sowie an 
der Waldorfschule. Zur praktischen Verkehrserziehung 
gehörte auch die Verkehrsschulungsanlage, welche in 
Vaduz wieder für einen Monat aufgebaut und betrieben 
wurde.

Neben diesen Unterrichtseinheiten setzte die Lan-
despolizei einen weiteren Schwerpunkt im Bereich der 
Schulwegsicherung und Schulwegüberwachung. Die 
Landespolizei war an stark frequentierten Kreuzungen, 
Kreiseln und Lichtsignalanlagen präsent und hat auf die 
jüngsten Verkehrsteilnehmer geachtet. Insgesamt wur-
den im Bereich der Schulwegsicherung und Schulwegü-
berwachung 592 Einsätze geleistet.

Verkehrspolizeiliche tätigkeiten und Dienstlei-
stungen (Auszug)

 2009 2008

Rechtshilfeersuchen von ausl.
Amtsstellen (im Sinne SVG) 628 842
Verkehrskontrollen allgemein
(ohne Geschwindigkeit) 220 153
Geschwindigkeitskontrollen mobil 196 157
Rotlichtübertretungen 746 1’597
Alkohol- / Drogenuntersuchungen 
(Blutproben) 212 151

In Zusammenarbeit mit der Kommission für Unfallver-
hütung erarbeitete die Landespolizei mehrere Präven-
tionskampagnen beziehungsweise Aktionen. Besonders 
erwähnenswert ist die Jahreskampagne «Adelheit säuft. 
Fährt aber nicht!», mit welcher die Bevölkerung auf das 
Thema Alkohol am Steuer sensibilisiert wurde. 

Im Bereich der Unfallstatistik verzeichnete die Lan-
despolizei einen Rückgang der Verkehrsunfälle gegen-
über dem Vorjahr. Die Zahl der Unfälle verringerte sich 
von 402 (2008) auf 358 (2009), jedoch musste im Be-
richtsjahr erneut ein Verkehrsunfall mit Todesfolge ver-
zeichnet werden. Ebenso verringerte sich die Anzahl der 
Verkehrsunfälle mit Verletzten um 26, wobei die Zahl der 
verletzten Personen um zwei Personen zugenommen hat. 

Verkehrsunfallstatistik

   2009 2008

Verkehrsunfälle total (inkl.
Nichtgenügen der Meldepflicht) 358 402
davon Verkehrsunfälle mit Sachschäden
(inkl. Parkschäden) 270 288
 davon Nichtgenügen der Meldepflicht 121 130
  davon Täter ermittelt 31% 52%

davon Verkehrsunfälle mit Verletzten 88 114
 dabei verletzte Personen 111 109

davon Verkehrsunfälle mit
tödlichem Ausgang 1 1
 dabei Verkehrstote 1 1

davon Unfallort innerorts 308 329
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Im Bereich der Häuslichen Gewalt verzeichnete die 
Landespolizei im Berichtsjahr eine Zunahme der Ein-
sätze. Während im Vorjahr 25 Interventionen nötig wa-
ren, musste die Landespolizei im Berichtsjahr in 32 Fäl-
len intervenieren. In 20 Fällen konnte der Streit durch 
die polizeiliche Beratung / Hilfestellung geschlichtet 
werden, in neun Fällen war eine Wegweisung notwen-
dig und in drei Fällen mussten Betretungsverbote ausge-
sprochen werden.

entwicklung der häuslichen Gewalt
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Kriminalitätsentwicklung

straftaten nach dem strafgesetzbuch
Die Landespolizei erfasste im Berichtsjahr 1’216 Straf-
taten nach dem Strafgesetzbuch, was eine Zunahme ge-
genüber dem Vorjahr um gut 9% bedeutet. Trotz dieser 
leicht erhöhten Zahl bewegt sich die Kriminalitätsbela-
stung in Liechtenstein auf tiefem Niveau und somit in 
einem ähnlichen Rahmen wie in den vergangenen Jah-
ren. Es ist wichtig darauf hinzuweisen, dass es sich bei 
der Kriminalstatistik um eine Straftaten- und keine Fall-
statistik handelt. Das bedeutet, dass ein Fall mit mehre-
ren Straftatbeständen in der Statistik aufscheinen kann 
(z.B. Wirtschaftsfall mit drei Straftatbeständen: Untreue, 
Betrug, Geldwäsche). 

Die Anzahl der Straftaten hat sich im Vergleich zum 
Vorjahr in einigen Bereichen verändert. Augenfällig ist 
die Zunahme bei den Eigentumsdelikten, wo speziell 
die Einbruchsdiebstähle um 74% zugenommen haben. 
Grund hierfür sind einerseits eine mobile Tätergruppie-
rung aus Osteuropa, die im Sommer im Alpengebiet zahl-
reiche Einbrüche in Ferienhäuser verübt und anderseits 
eine Gruppe jugendlicher Intensivtäter, die aus Lange-
weile zahlreiche Einbrüche begangen haben. Auch bei 
den Drogendelikten ist eine Zunahme zu verzeichnen. 
Diese ist massgeblich auf ein erfolgreich geführtes Er-
mittlungsverfahren gegen einen Dealer zurückzufüh-
ren, in dessen Verlauf auch zahlreiche Abnehmer wegen 
Konsumtatbeständen verzeigt wurden. Ebenso gestiegen 
sind die Migrationsdelikte. Diese haben um 43% zuge-

entwicklung der Verkehrsunfälle
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Öffentliche sicherheit
Im Berichtsjahr leistete die Landespolizei 69 inländische 
Ordnungs- und Sicherheitsdiensteinsätze bei Fussball-
spielen und bei verschiedenen Grossanlässen wie dem 
Staatsfeiertag. Obwohl die Fussballspiele grösstenteils 
friedlich verliefen, ist die Präsenz der Landespolizei je 
nach Lage unabdingbar. Somit wurden im Berichtsjahr 
enorme Ressourcen für die Ordnungsdienste im Fussball 
benötigt. Die Anzahl der eingesetzten OD-Kräfte hat er-
neut leicht von 512 (2008) auf 547 (2009) zugenommen. 
Im Rahmen der Polizeikooperation leistete die Landes-
polizei fünf Assistenzeinsätze in der Schweiz, wobei vier 
Ordnungsdiensteinsätze bei Fussballspielen zugunsten 
der Stadtpolizei St. Gallen geleistet wurden. Ausserdem 
war die Landespolizei mit Mitarbeitenden rund eine Wo-
che am World Economic Forum in Davos im Einsatz. 

sicherheitspolizeiliche tätigkeiten und Dienstlei-
stungen (Auszug)

 2009 2008

Ordnungsdiensteinsätze im Inland 30 38
Ordnungsdiensteinsätze im Ausland 5 11
Einsatzkräfte Fussballspiele Inland 547 512
Einsätze Sicherheitsdienst 39 25
Einsätze der Interventionseinheit 11 4
Einsätze Personenschutz 6 14

Die Interventionseinheit, eine im Milizsystem geführte 
Spezialeinheit für Einsätze mit hohem Gefährdungs-
potential, leistete im Berichtsjahr elf Spezialeinsätze. Im 
Bereich Personen- und Objektschutz der Interventions-
einheit erforderten der Schutz von Staatsgästen und die 
Sicherung des tagenden Landtages 45 Einsätze der Lan-
despolizei. Hierzu gehören auch die Einsätze bei interna-
tionalen Konferenzen oder bei Staatsbesuchen.
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nommen, was auch mit der grossen Anzahl abgewiesener 
Asylsuchender im September/ Oktober aus Somalia und 
Eritrea zu erklären ist. Die Anzahl der Gewalt- sowie Se-
xualdelikte haben sich nur leicht um 7 bzw. 5% erhöht, 
während die Anzahl der Vermisstenfälle um 125% auf 27 
Fälle angestiegen ist. 

Im Bereich der Gewaltdelikte wurden 78 Jugendli-
che (kumulativ) als Täter ermittelt, die total 43 Gewalt-
tatbestände gesetzt haben. Diese Steigerung von rund 
53% im Vergleich zum Vorjahr (28 Tatbestände) ist pri-
mär auf eine Gruppe jugendlicher Intensivtäter zurück-
zuführen, welche zahlreiche Tatbestände im Bereich Ein-
bruchsdiebstahl gesetzt haben. Da hauptsächlich diese 
Gruppe von ca. sechs Jugendlichen für die Zunahme an 
Jugendgewaltdelikten verantwortlich ist, kann dieses sta-
tistische Ergebnis kaum als Trend zu mehr Jugendgewalt 
interpretiert werden. 

Mit 38 Prozent liegt die Aufklärungsquote über dem 
Niveau der letzten Jahre, dennoch ist diese Zahl nur be-
dingt aussagekräftig. Die Bereiche Wirtschaftskriminali-
tät und Betäubungsmitteldelikte, die eine Aufklärungs-
quote von 100 Prozent aufweisen, werden dabei bewusst 
nicht berücksichtigt. 

entwicklung der Kriminalität
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straftaten nach dem betäubungsmittelgesetz
Im Berichtsjahr wurden insgesamt 357 Straftatbestände 
nach dem Betäubungsmittelgesetz (BMG) begangen und 
121 Tatverdächtige verzeigt, was 44 mehr sind als im 
Vorjahr. Der Grund hierfür stellt das bereits erwähnte 
erfolgreiche Ermittlungsverfahren gegen einen Dealer 
dar. Den Schwerpunkt bildeten 308 Verzeigungen we-
gen Konsum und seinen Begleithandlungen (Besitz, An-
kauf, Lagerung, Beförderung) sowie 46 Verzeigungen 
wegen Verkauf oder Abgabe von Betäubungsmitteln 
(Vergehen). Im Berichtsjahr wurden als grösste Sicher-
stellungen 1.7 Kilogramm Kokain und 582 Gramm Mari-
huana beschlagnahmt. Drogentote waren keine zu ver-
zeichnen.

straftaten nach dem Ausländergesetz (AUG)
Im Berichtsjahr hat die Zahl der Migrationsdelikte von 
41 auf 58 zugenommen. Die wesentlichen Verzeigungen 

erfolgten wegen Verstössen gegen die Einreise- und Auf-
enthaltsbestimmungen (34), wegen Beihilfe zur illegalen 
Einreise (7) und wegen der Beschäftigung bzw. der Ar-
beitsaufnahme ohne Bewilligung (7). Insgesamt wurden 
61 Personen ausgeschafft.

Kriminalpolizeiliche tätigkeiten (Auszug)

 2009 2008

Hausdurchsuchungen 116 89
Telefon- / Internetüberwachungen 4 6
Observationsmassnahmen 9 11
Ausschaffungen / Abschiebungen
(Anzahl Personen) 61 37
Erkennungsdienstliche Behandlungen
von Personen 188 143
Datensicherungen 126 121

nebenstrafrecht
Der Landespolizei obliegt die Verfolgung zahlreicher 
Straftaten gemäss dem Verwaltungsrecht respektive 
dem Nebenstrafrecht. Die Schwerpunkte bilden dabei 
nach wie vor das Waffengesetz und das Jugendschutzge-
setz. Beim Waffengesetz wurden 82 Tatbestände gesetzt, 
was einer Abnahme von 33% entspricht. Beim Jugend-
schutzgesetz sank die Anzahl der Tatbestände gar um 
75% auf 38. Die Inkraftsetzung des neuen Kinder- und 
Jugendgesetzes (KJG) am 1. Februar 2009 und der Weg-
fall einer Ausgangsregelung für über 16-Jährige haben zu 
diesem Ergebnis geführt. Erfreulich ist die Feststellung, 
dass diese neue Regelung nicht zu einer gravierenden 
Zunahme der Jugenddelikte (Sachbeschädigungen etc.) 
geführt hat. 

Kriminalstatistik 2009
Um die Beurteilung der Kriminalitätsentwicklung in 
Liechtenstein zu erleichtern, wird seit dem Jahr 2007 
eine interpretierte Kriminalstatistik publiziert, in der 
mehrere Tatbestände zu Deliktsgruppen und diese zu 
Kriminalitätsfeldern zusammengefasst werden. Dabei 
können auch einzelne Tatbestände mehreren Kriminali-
tätsfeldern zugeordnet werden (z.B. Vergewaltigung zu 
den Kriminalitätsfeldern «Gewaltdelikte» und «Sexual-
delikte»). Da es sich um eine verdichtete Auswahl von 
kriminalitätsfeldspezifischen Tatbeständen handelt, ist 
ein Vergleich der Werte dieser interpretierten Kriminal-
statistik mit den Zahlen der vor 2007 publizierten, rein 
tatbestandsbezogenen Kriminalstatistiken nur begrenzt 
möglich. 
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Kriminalstatistik 2009

straf-tatbestände 2009 2008        Veränderung           geklärte tb            ermittelte tatverdächtige 

 Anzahl Anzahl Anzahl % Anzahl % total Jugendl. Ausländer

1. Wirtschaftsdelikte 209 247 -38 -15   121 2 100
Betrug/Untreue 146 181 -35 -19   74 2 54
Konkursdelikte 6 5 1 20   2 0 1
Geldwäsche/OK 54 56 -2 -4   60 0 57
Abschöfpung/Verfall/Einziehung 2 4 -2 -50   1 0 1
Terrorismusfinanzierung 0 0 0 n.a.   0 0 0
Korruption/Insidergeschäfte 1 1 0 0   1 0 1
2. Vermögens- u. eigentumsdelikte 680 535 145 27 171 25 260 81 166
Diebstähle (alle) 185 178 7 4 25 14 37 9 26
    davon Diebstahl Motorfahrzeuge 3 16 -13 -81 1 33 2 2 0
    davon Diebstahl Fahrräder 23 45 -22 -49 1 4 1 0 1
Veruntreuung/Unterschlagung/ 
Sachentziehung 42 28 14 50 18 43 18 2 12
Einbruchdiebstahl 218 125 93 74 81 37 156 57 114
Hehlerei / Glückspiel 2 7 -5 -71 2 100 2 0 1
Sachbeschädigung 221 204 17 8 45 20 67 23 21
3. Gewaltdelikte 157 147 10 7 103 66 100 14 53
Tötungsdelikte 0 1 -1 -100 0 0 0 0 0
Körperverletzung/Raufhandel 90 89 1 1 58 64 77 11 39
Erpressung/Entführung 3 3 0 0 2 67 2 1 1
Raub 2 1 1 100 1 50 1 0 1
Drohung 38 37 1 3 25 66 33 5 15
Nötigung 19 13 6 46 13 68 18 1 13
Sexuelle Gewalt 0 5 -5 -100 0 0 0 0 0
Gewalt gegen Beamte 5 4 1 25 4 80 4 0 1
4. sexualdelikte 21 20 1 5 14 67 10 0 6
Vergewaltigung / sex. Nötigung 2 5 -3 -60 2 100 1 0 0
Sexuelle Delikte gegen Unmündige 1 6 -5 -83 1 100 1 0 1
Sex. Belästigung/Exhibitionismus 11 6 5 83 7 64 5 0 4
Zuhälterei 1 0 1 n.a. 0 0 0 0 0
Pornographie 6 5 1 20 4 67 4 0 2
5. Migrationsdelikte 53 37 16 43 39 74 57 5 54
Einreise / Aufenthalt 34 28 6 21 26 76 54 5 51
Beihilfe (Schleppertätigkeit) 7 3 4 133 7 100 13 0 13
Ausweisverwendung 5 2 3 150 4 80 3 0 3
Arbeit 7 4 3 75 2 29 5 0 2
6. Politisch / religiös motivierte Delikte 8 11 -3 -27 3 38 4 0 1
Rassendiskriminierung 4 3 1 33 1 25 2 0 1
Terrorismus 0 0 0 n.a. 0 0 0 0 0
Verbotener Nachrichtendienst 4 7 -3 -43 2 50 2 0 0
Ordnungsdelikte 0 1 -1 -100 0 0 0 0 0
7. Gemeingefährliche Delikte 3 7 -4 -57 0 0 0 0 0
Branddelikte 2 7 -5 -71 0 0 0 0 0
Sprengstoffdelikte 1 0 1 n.a. 0 0 0 0 0
Strahlendelikte 0 0 0 n.a. 0 0 0 0 0
Umweltdelikte 0 0 0 n.a. 0 0 0 0 0
8. Urkundendelikte 16 35 -19 -54 7 44 8 0 6
Fälschung von Dokumenten 14 31 -17 -55 6 43 7 0 5
Geld und Wertpapierfälschung 2 4 -2 -50 1 50 1 0 1
9. nebenstrafrecht 147 311 -164 -53 105 71 107 9 80
Waffen / Sprengstoff 82 122 -40 -33 73 89 75 2 67
Jugendgesetz 38 151 -113 -75 21 55 18 7 5
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straf-tatbestände 2009 2008        Veränderung           geklärte tb            ermittelte tatverdächtige 

 Anzahl Anzahl Anzahl % Anzahl % total Jugendl. Ausländer

Bau / Gewerbe / Handel / Tourismus 4 9 -5 -56 1 25 1 0 1
Banken / Treuhänder / Sorgfaltspflicht  3 2 1 50 0 0 0 0 0
Schutz Geheimbereicht, Arbeit 4 4 0 0 4 100 5 0 4
Tierschutz, Jagd, Fischerei,
Hundehaltung 7 9 -2 -22 2 29 3 0 1
Gesundheit / Umwelt / Abfall 9 14 -5 -36 4 44 5 0 2
10. Drogendelikte 233 138 95 69 215 92 110 26 47
Anbau / Produktion 2 3 -1 -33     
Handel / Verkauf 42 16 26 163     
Schmuggel 7 4 3 75     
Eigenkonsum 184 115 69 60     
Schwere Fälle 3 0 3 n.a.     
11. Kripo-ereignisse ohne tatbestand 58 42 16 38     
Vermisstfälle 27 12 15 125     
Brandfälle 19 15 4 27     
Aussergewöhnliche Todesfälle (AGT) 12 15 -3 -20     
    Suizide 3 3 0 0     
    Drogentote 0 2 -2 -100     
    Tod Krankheit / Unfall o. Verkehr 9 10 -1 -10     

Amt für bevölkerungsschutz

Amtsleiter: Alfred Vogt

Das Jahr 2009 war durch zwei wesentliche Aspekte ge-
prägt. Zum einen ist das Funksystem Polycom so weit vo-
rangetrieben worden, dass die Blaulicht-Organisationen 
der Gemeinden die Vorbereitungen für die Einführung ab-
schliessen und die Schulung der Geräte beginnen konnten.

Zum anderen wurden alle Vorbereitungsarbeiten ab-
geschlossen, um die bestehende veraltete Anlage für die 
Alarmierung der Blaulicht-Organisationen mit Telefon und 
Pager (SMT) ersetzen zu können. Das Ersetzen ist notwen-
dig, weil Swisscom die Wartung der SMT ab Mitte 2011 
nicht mehr vornimmt.

Landes-Führungsstab (LFs) / Gemeinde-
Führungsstäbe

Landesführungsstab
Der Landesführungsstab traf sich zu 6 Sitzungen. 
Schwerpunkt der Arbeit war die Vorbereitung auf Ernst-
fälle im Sinne einer grundsätzlichen Einsatzplanung. 

Für den 30. Okt. 2009 war eine ganztägige Stabsü-
bung mit der Teilnahme von drei Gemeinden geplant. Da 
die Gemeinden kurzfristig absagten, war ein Grossteil 

des vorgesehenen Übungszieles (Zusammenarbeit und 
Kommunikation) nicht mehr erreichbar. Deshalb wurde 
die Übung in einen Workshop umgeformt, um die Ar-
beiten voranzutreiben. 

Gemeinde-Führungsstrukturen
Die meisten Gemeinden haben mittlerweile eigene Füh-
rungsstrukturen definiert. 

Alarmierung in Liechtenstein

sMt-telefonalarmierung
Im Frühjahr teilte Swisscom mit, dass sie die Wartung 
der fast 25-jährigen SMT-Anlage (Telefonalarmierung 
der Rettungs- und Hilfsdienste) nur noch bis Ende Juni 
2011 wahrnimmt und bis dahin ein Ersatz für die Anlage 
gegeben sein muss.

Die Arbeiten für das Ersetzen wurden eingeleitet und 
die Unterlagen für die Ausschreibung praktisch fertig ge-
stellt. 

sirenenalarmierung 
Am Mittwoch, 4. Februar 2009 (1. Mittwoch im Februar), 
wurden die Sirenen über Fernsteuerung für den Probe-
alarm ausgelöst. Die 22 aktiven Sirenen haben korrekt 
funktioniert. 
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drehleiter). Der Pikettdienst wurde an allen Wochenen-
den und Feiertagen von je 2 Personen geleistet.

Feuerwehrstützpunkt Vaduz

stützpunkt-Feuerwehr
Für den Feuerwehr-Stützpunkt konnten die Beschaffung 
des mobilen Grosslüfters endgültig abgeschlossen wer-
den. Gleichzeitig konnte der Stützpunkt auf sein 20 jäh-
riges Bestehen zurückblicken. 

strahlenschutz
Der Strahlenschutz ist in die Stützpunkt-Feuerwehr in-
tegriert, personell aber unabhängig. Ihm stehen derzeit 
12 Aktivmitglieder aus verschiedenen Feuerwehren zur 
Verfügung.

Feuerwehrinstruktoren

Im vergangenen Jahr wurden in der Schweiz 2 liechten-
steinische Feuerwehroffiziere zu Feuerwehrinstruktoren 
ausgebildet. Es stehen 22 eigene Instruktoren zur Ver-
fügung. Diese standen im 2009 im Land gesamthaft an 
16 Kursen mit total 33.5 Kurstagen total während 154.5 
Personentagen als Ausbildner im Einsatz. 

Für die persönliche Aus- und Weiterbildung wurden 
von den Feuerwehrinstruktoren 85 Tage aufgewendet. 
Einige Instruktoren wirkten an schweizerischen Kursen 
als Klassenlehrer mit, was insgesamt 10 Personentage 
ausmachte.

Kommissionen und Arbeitsgruppen

Die Arbeitsgruppe «Feuerwehr-Koordination Liechten-
stein» erledigte ihre Sachgeschäfte an insgesamt 4 Sit-
zungen. Die ständige Kommission für Stützpunkt und 
Chemiewehr führte 1 Sitzung durch. Eine Untergruppe 
dieser Kommission befasste sich an mehreren Sitzungen 
mit der Anschaffung einer Hubrettungsbühne des Feuer-
wehr-Stützpunktes, welche die Autodrehleiter ersetzen 
wird. Eine weitere Gruppe beschäftigte sich mit der Vor-
bereitung für den Bau einer holzbefeuerten Brandcontai-
ner-Übungsanlage.

Feuerwehr-Übungsanlage

Nach einer rund einjährigen Bauzeit wurde mit der of-
fiziellen Eröffnung am 31. Oktober 2009 der Bau einer 
holzbefeuerten Brandcontainer-Anlage abgeschlossen, 
welche sich auf dem Areal des Amtes für Bevölkerungs-
schutz in Vaduz befindet. Diese Anlage ist der erste 
Teil des Gesamtkonzeptes, welches als weiteren Schritt 
noch die Errichtung einer gasbefeuerten Anlage vor-
sieht. An den Entstehungskosten von rund CHF 156'000 
beteiligte sich die Stiftung für den Brandschutz und das 
Löschwesen mit einem Betrag von CHF 15'000. Der 
restliche Hauptteil von CHF 141'000 wurde vom Land 

Das Gebäude, auf dem sich die Sirene im Hinter-
schellenberg befindet, wurde umgebaut und die Sirene 
demontiert. Im Herbst konnte diese Sirene wieder in Be-
trieb genommen und still getestet werden.

Feuerwehr

Personalbestand
In Liechtenstein standen per 31. Dezember 2009 
11 freiwillige Gemeindefeuerwehren mit 466 Aktiven 
und 5 Betriebsfeuerwehren (bzw. Löschgruppen) mit 
111 Leuten zur Verfügung. Die Betriebsfeuerwehr Oer-
likon wurde aufgelöst. Der gesamte Personalbestand 
beläuft sich auf 577 Feuerwehrleute. Darunter sind 19 
Frauen. Von den Feuerwehren wurden dem Amt 34 Ju-
gendfeuerwehr-Mitglieder aus sechs Gemeinden ge-
meldet.

Feuerwehrausbildung und inspektionen

inlandkurse
In 19 Kursen der Feuerwehren wurde in Liechtenstein 
an 35.5 Tagen Aus- und Weiterbildung angeboten (ohne 
Jugend). Es nahmen 358 Personen teil und absolvierten 
666 Kurstage (Personentage).

Auslandkurse 
Im Ausland wurden an 29 Tagen von 62 Personen 9 ver-
schiedene Kurse besucht und dabei 117 Personentage 
absolviert.

Kurse für die Jugendfeuerwehr
Es wurde ein zweitägiger Jugendfeuerwehrkurs angebo-
ten, welcher von 10 Jugendlichen besucht wurde.

inspektionen
2009 wurden vom Feuerwehrinspektor in Zusammenar-
beit mit den Feuerwehrinstruktoren bei 9 Gemeinde- u. 
bei 3 Betriebsfeuerwehren unangemeldete Übungsin-
spektionen durchgeführt. Bei den Gemeindefeuerweh-
ren wurden Ergebnisse von gut bis sehr gut erreicht. Die 
Betriebsfeuerwehren erreichten Resultate von genügend 
bis gut. 

Feuerwehr-einsätze

Gesamthaft haben die Feuerwehren Liechtensteins (inkl. 
Stützpunkteuerwehr) im Berichtsjahr 389 Einsätze mit 
total 4'709 Einsatzstunden geleistet. Davon handelte es 
sich bei 56 Einsätzen um Brände oder deren Entstehung. 
Bei 126 Einsätzen betraf es Dienstleistungen (z. B. Ver-
kehrsdienst, Saalwache, etc.).

stützpunktfeuerwehr Vaduz
Als Stützpunktfeuerwehr hatte die Feuerwehr Vaduz im 
Berichtsjahr 5 Einsätze (3 Einsätze bei Verkehrsunfällen, 
1 Einsatz mit dem Grosslüfter, 1 Einsatz mit der Auto-
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(20 %) und den Gemeinden (gemeinsam 80 %) finan-
ziert).

hilfs- und Rettungsorganisationen

samariterwesen

Personalbestand
Ende Jahr waren in 6 Vereinen 195 Samariter/innen über 
Telefon alarmierbar. Davon sind 51 Männer.

einsätze / Postendienst
Gemäss den Berichten der Vereine waren die Samariter 
an knapp 170 Postendiensten während ca. 3400 Stun-
den im Einsatz. Weitere Ernstfalleinsätze wurden nicht 
gemeldet.

Kurswesen
Die sechs Vereine haben insgesamt 47 Kurse für die Be-
völkerung (inkl. 30 Nothilfekurse an Schulen) durchge-
führt, was Kosten von CHF 47'773 verursachte.

Durch die Kaderleute wurden an 13 Kursen bzw. 16. 
Kurstagen insgesamt 80 Personen-Tage an Aus- und 
Weiterbildung (Kosten CHF 34'810) geleistet. Neue Lei-
ter wurden 2009 keine ausgebildet.

beiträge / subventionen
Daneben wurden im Samariterwesen für Subventionen 
CHF 9'222 ausbezahlt. Für Beiträge an die Vereine und 
Verbände sind CHF 44'720 aufgewendet worden.

bergrettung

Personal
In der «Bergrettung Liechtenstein» (BRL) waren Ende 
Jahr 29 Mitglieder aktiv, darunter sind 3 Frauen.

einsätze 
Die BRL wurde zu 10 Einsätzen aufgeboten. Betroffen 
waren 7 Personen, davon waren 4 unverletzt in Schwie-
rigkeiten, 1 schwer verletz und 2 leicht verletzt. Ausser-
dem rückte die BRL zur Rettung eines Hundes aus, der 
vom Besitzer in einer misslichen Situation zurückgelas-
sen wurde.

Kurse und Übungen
Insgesamt wurden 14 interne Übungen sowie 4 externe 
Kader- und Spezialistenkurse angeboten bzw. absol-
viert. Zusätzlich führte die BRL 8 weitere Vereinsan-
lässe und ab Mitte Oktober ein wöchentliches Konditi-
onstraining durch. 

Kosten
Die Ausbildungs- und Materialkosten der Bergrettung 
machten 2009 total CHF 77'655 aus. Darin eingeschlos-
sen ist teilweise eine neue Einsatzbekleidung.

Rettungshundegruppe Liechtenstein
Die Rettungshundegruppe Liechtenstein besteht aus 
6 einsatzfähigen Teams. Davon sind 4 auch bei der 
Alpinen Rettung Schweiz (ARS) tätig. Ein Aspirant 
hat die Einsatzfähigkeit erlangt und ist damit Mit- 
glied, ein langjähriges Mitglied hat seinen Rücktritt er-
klärt.

Lawinenarbeit
Die Rettungshundeführer führten 7 Schulungstage im 
Land sowie eine Alarmübung für das Absuchen einer La-
wine durch. 

3 Teams nahmen ausserdem an der zweitägigen 
Hauptübung der ARS teil.

Die Rettungshundegruppe verzeichnete 2009 keine 
Wintereinsätze, jedoch 6 Sommereinsätze.

Geländesuche (Gs)
2 Hundeführer arbeiten innerhalb der Alpinen Rettung 
Schweiz auch in der Geländesuche (Sommerarbeit) mit. 
Für die Geländesuche wurden 6 Kurstage abgerechnet. 
Daneben übte die GS-Gruppe während des Jahres an ca. 
30 Abenden mit den Tieren.

Die beiden GS-Teams wurden sechs Mal alarmiert 
und auf Pikett gestellt; 3 dieser Alarme führten auch zu 
Einsätzen.

Kosten
Die Ausbildungs- und Materialkosten der Rettungshun-
deführer beliefen sich 2009 auf total CHF 41'846 (inkl. 
neuer Bekleidung analog der Bergrettung). 

beobachtungsdienst / schneemessung

Der Beobachtungsdienst wurde durch 4 Personen 
abgedeckt. Sie wendeten für ihren Dienst total 183 
Stunden für die tägliche Schneemessung auf. 19 wei-
tere Stunden wurden für 9 Schneeprofile zur genaueren 
Abklärung des Aufbaus der Schneedecke benötigt. Für 
den Beobachtungsdienst wurden CHF 8'927 aufgewen-
det.

Nach wie vor arbeiten die Beobachter eng mit dem 
Eidg. Institut für Schnee- und Lawinenforschung SLF zu-
sammen.

Erstmals war während der ganzen Saison auch eine 
automatische Messstation im Einsatz, die in Zusammen-
arbeit von SLF und AWNL betrieben wird. 

Lawinendienst

Die Kommission «Liecht. Lawinendienst» traf sich zu 2 
Sitzung, bei denen insbesondere das Vorgehen bei La-
winengefahr einerseits und nach einem Lawinennieder-
gang andererseits festlegt wurde.

Die Gesamtkosten von CHF 5'832 ergeben sich aus 
Einsatzkosten für Situationsabklärungen in touristisch 
genutzten Gebieten, Telecomgebühren und Miete.
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Wasserrettung

Die liechtensteinische Wasserrettung verfügte im Be-
richtsjahr über 25 Aktivmitglieder, darunter 2 Frauen. 
Sie absolvierte 2 ganz- und 2 halbtägige Weiterbildungs-
kurse. 

Sie wurde von der Landespolizei zu zwei Einsätzen 
aufgeboten. Für Ausbildung, Material, Wartung und Ge-
bühren wurden CHF 28'719 aufgewendet. 

Landesversorgung

Landesversorgung
Ein Schwerpunkt der Landesversorgung war 2009 die 
Weiterführung der Vorbereitung der Heizölrationierung 
einerseits und der Treibstoffrationierung andererseits. In 
beiden Fällen waren nur Hintergrundabklärungen (Vor-
gehen bei der Datenerfassung) notwendig.

heizöllager «Forst»
Das Tanklager «Forst» wurde geschlossen bzw. aufgege-
ben. Alle Anteilscheine wurden gekündigt und die Aktivi-
täten der Genossenschaft fast vollständig eingestellt. Der 
Abbruch des Tanklagers «Forst» ist zwar abgeschlossen, 
aber die Genossenschaft für Heizöllagerhaltung offiziell 
noch nicht aufgelöst.

Fachtechnik und Logistik

Logistik
Die Hauptaufgabe der Logistik im Jahre 2009 bestand 
darin, das vom Amt zur Verfügung gestellte Einsatz- und 
Kursmaterial für die Hilfs- und Rettungsorganisationen 
bereit zu stellen, vor Ort zu bringen sowie den Unterhalt 
und die Einsatzbereitschaft zu gewährleisten.

Ein besonderer Schwerpunkt war die Beschaf-
fung eines Hubrettungsfahrzeuges (Gesamtkosten CHF 
1'063'000) zusammen mit der Stützpunktfeuerwehr Va-
duz. Im Berichtsjahr wurden CHF 500'000 angezahlt.

Kleinlöscherschulungen
Im Jahre 2009 wurden 17 Kleinlöscherschulungen durch-
geführt, an denen 1038 Teilnehmer zu verzeichnen wa-
ren. Die Teilnehmer kamen aus Feuerwehren, Schulen 
und Heimen sowie von Banken, Industrie und Gewerbe. 

Zivilschutz

schutzraumbau / schutzplatzangebot

schutzraum- / schutzplatzübersicht
Das Schutzplatzangebot stellt sich wie unten abgebildet 
dar.

Gemeinde einwohner schutzplatz- in % 
 Juni 08 angebot 

Vaduz 5'172 3'347 64.71
Triesen 4'766 2'013 42.24
Balzers 4'534 1'660 36.61
Triesenberg 2'542 2'305 90.68
Schaan 5'786 1'561 26.98
Planken 419 16 3.82
Eschen/Nendeln 4'175 1'818 43.54
Mauren/Schaanwald 3'863 1'969 50.97
Gamprin/Bendern 1'558 573 36.78
Ruggell 1'951 844 43.26
Schellenberg 1'023 471 46.04

total 35'446 16'577 46.32

Die Anzahl der Schutzplätze konnte um 449 erhöht wer-
den. Im Verhältnis zum Bevölkerungswachstum ent-
spricht das einer leichten Verbesserung um 0,7% ge-
genüber dem Vorjahr.

schutzraumprojekte
2009 wurden keine neuen Schutzraum-Projekte bean-
tragt. Der Rohbau des Schutzraumes Höfle (Balzers) 
konnte fertig gestellt werden.
Dies ergab Kosten von CHF 397'942.

Unterhalt und Werterhalt in schutzbauten des Landes
Für die Betriebs- und Wartungskosten in Schutzräu-
men des Landes wurden CHF 61'693 benötigt. Zur 
Sicherstellung der Betriebsbereitschaft werden die Not-
stromgeräte monatliche kontrolliert und in Funktion ge-
setzt.

Verträge zugunsten des Landes-Führungsraum
Zur Sicherstellung der technischen Bereitschaft wurden 
spezielle Leistungsverträge abgeschlossen:mit den LKW 
betreffend Notstrom-Sender Erbli für CHF 13'373, mit 
Radio Liechtenstein für das Notstudio im LFR für CHF 
23'134 und mit der Telecom Liechtenstein für die Te-
lekommunikation inkl. Infrastruktur für eine Hotline 
im LFR für CHF 12'114. Das ergibt fixe Jahresaufwen-
dungen von CHF 48'622.

Weitere investitionen schutzbauten des Landes
Im LFR wurden zur Sicherung des unterbruchfreien 
NEMP-Schutzes (Nuklear-Elektro-Magnetisch-Impulse) 
Überspannungsfilter und Blitzschutzkomponenten als 
Reserve in der Anlage angeschafft. 

Um die sichere Besteigung des Turmes zu gewähr-
leisten, war eine demontierbare Leiter mit Seilsicherung 
und zur Verbesserung der Kommunikation im Hotlinebe-
trieb im Übermittlungsraum des LFR ein nachträglicher 
Einbau von Schalldämmwänden notwendig.

Die Ersatzbeschaffung eines Luftbefeuchters und 
die Neubeschaffung eines Warmluftventilators für den 
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Schutzraum im Schulzentrum Mühleholz wurden not-
wendig. Die Gesamtinvestitionen betragen CHF 44'745.

investitionen in Gemeinde eigene schutzbauten
Im Jahr 2009 wurden keine Subventionsanträge gestellt.

Gruppen des Amtes für bevölkerungs-
schutz

Übermittlungsgruppe
Im Jahr 2009 hatte die Übermittlungs-Gruppe 20 Mit-
glieder und 3 Aspiranten, darunter 5 Frauen. Insgesamt 
wurden 6 gemeinsame Übungen bzw. Ausbildungsein-
heiten und 1 Einsatz durchgeführt. Dabei wurden 460 
Einsatzstunden geleistet. Höhepunkt war die Sicherstel-
lung der Kommunikation am LGT-Marathon.

Zwischen Land und Übermittlungsgruppe wurde 
eine Leistungsvereinbarung abgeschlossen.

betriebsgruppe Landesführungsraum
Zur Erfüllung ihrer Aufgaben stehen derzeit 19 Personen 
zur Verfügung. Einzelne Mitglieder stehen auch als Füh-
rungsunterstützung dem Landes-Führungsstab oder den 
Gemeinde-Führungsstäben zur Verfügung. Im Jahr 2009 
wurden an 22 Einsatztagen in nahezu 535 Stunden ab-
geleistet. Zwischen Land und Betriebsgruppe LFR wurde 
eine Leistungsvereinbarung abgeschlossen.

Kernteams für die Zivilschutzorganisationen
Die Mitglieder der 3 Kernteams «Anlagewart», «Betreu-
ung» und «Versorgung» übernehmen Aufgaben in der 
Gruppenführung und bei der Ausbildung.

An den Aufgaben der Kernteams ergaben sich keine 
Änderungen.

Zivilschutzgruppen der Gemeinden
In den Gemeinden Ruggell, Schellenberg, Schaanwald, 
Eschen, Triesenberg und Balzers bestehen organisierte 
Zivilschutz-Gruppen. Für die Gemeinden Schaan, Vaduz 
und Triesen konnte ein gemeinsamer Zivilschutzverein 
gegründet werden. 

Zivilschutzausbildung

Zivilschutz Aus- und -Weiterbildung in Liechtenstein
Der Zivilschutz-Grundkurs wurde mit 6 Teilnehmern 
durchgeführt. 
Des weiteren wurden vom Amt folgende Weiterbildungs-
kurse angeboten:
– Umgang mit Kochkisten
– Sicherheits-Bestimmungen bei Elektroinstallationen
– Aufbau der Unterhalts- und Betriebs-Checklisten für 

den Landesführungsraum
– Schutzraumwartung und -bereitstellung
– Lagedarstellung
– Navigation und Kartenführung
– Smartboard-Basisausbildung; Umgang mit der elektro-

nischen Lagedarstellung 
– Koordination und Optimierung der Kernteamarbeit
– Hotline-Betrieb - Basis- und Grundausbildung der Be-

treiberInnen
Im weiteren wurde 2009 ein Stabskurs für Mitglieder 
der Gemeindeführungsstäbe angeboten. Die Kurskosten 
wurden zwischen Land und Gemeinde aufgeteilt.
– Systematische Problemlösung 2 Tage mit 7 Teilnehmer
– Grundlagen der Stabsarbeit 2 Tage mit 7 Teilnehmer
– Stabsübung - Einsatzübung mit dem Landesführungs-

stab

Weiterbildungsangebote in der schweiz 
Beim Bundesamt für Bevölkerungsschutz in Schwarzen-
burg wurden besucht:
– Weiterbildungskurs «Chef logistische Koordination» 

mit 2 Teilnehmern 
– Polycom – Grundlagenkurs zum Endgeräte-Ausbilder 2 

Tage mit 32 Teilnehmern
Im Kanton St. Gallen wurden besucht:
– Anlagewartkurs 4 Tage mit 4 Teilnehmern
– Elektronische Lagedarstellung mit 2 Teilnehmern
– Gruppenführer-Betreuung – Aufgaben, Planungen und 

Einsatzmöglichkeiten, 2 Teilnehmerinnen
Im Kanton Graubünden, Chur wurden besucht:
– Stabsassistenten 10 Tage mit 2 Teilnehmern
Die Ausgaben für die Aus- und Weiterbildung im Zivil-
schutzbereich betrugen im Jahr 2009 CHF 89'367.40.

Zivilstandsamt

Amtsleiter: hansjörg Meier

Die Schwerpunktaufgaben des Zivilstandsamts lagen im 
Berichtsjahr in der Führung und laufenden Aktualisie-
rung der verschiedenen Zivilstandsregister, der Beratung 
und Beantwortung von Anfragen, beim Vollzug von Ehe-
schliessungen, bei der Bearbeitung von Geburts-, Ehe- 
sowie Todesereignissen, der Ausstellung von Todesfall-
Aufnahmen (Erbbescheinigungen), der Anerkennung von 
ausländischen Zivilstandsereignissen, der Registrierung 
liechtensteinischer Staatsangehöriger aufgrund des Staats-
gerichtshofurteils 1996/36, der Registrierung ausserehe-
licher Kinder liechtensteinischer Väter, der Führung des 
Heimatscheinregisters, der Ausgabe von Registerauszü-
gen, Dokumenten und Bestätigungen, der Durchführung 
von Namensänderungen, der Einbürgerungen alteingeses-
sener Ausländer (LGBl. 2000 Nr. 141), der Einbürgerungen 
infolge längerfristigem Wohnsitz (§ 5a LGBl. 2008 Nr. 
306), der Einbürgerungen infolge Eheschliessung (LGBl. 
1996 Nr. 124 sowie § 5 LGBl. 2008 Nr. 306), der Einbür-
gerungen im ordentlichen Verfahren (LGBl. 1996 Nr. 76), 
der Mitarbeit zur Schaffung eines Gesetzes über die ein-
getragene Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare, der 
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Datenbereinigung und Datenerfassung in der Zentralen 
Personenverwaltung (ZPV) sowie der Aktualisierung und 
Pflege des Internet-Auftritts.

Ziviltrauungen in Liechtenstein
Vollzug von eheschliessungen 2009 2008

Liechtensteiner : Liechtensteinerinnen  45 44
Liechtensteiner : Ausländerinnen 54 68
Ausländer : Liechtensteinerinnen 55 70
Ausländer : Ausländerinnen 32 35

total 186 217

heimatscheine, todesfall-Aufnahmen und 
namensänderungen
Ausstellung von Dokumenten und Durchführung 
von namensänderungen 2009 2008

Heimatscheine 61 37
Todesfall-Aufnahmen (Erbbescheinigungen) 253 224
Namensänderungen 46 50
Annahme des ledigen Namens 35 24

Anerkennungen ausländischer eheschlies-
sungen, ehescheidungen, Adoptionen und 
Vaterschaftsanerkennungen
Anerkennung ausländischer 
Zivilstandsereignisse 2009  2008

Ausländische Eheschliessungen 
liechtensteinischer Staatsangehöriger 75 74
Ausländische Ehescheidungen 
liechtensteinischer Staatsangehöriger 23 29
Adoptionen ausländischer Kinder 
durch liechtensteinische Staatsangehörige 2 2

Registrierung liechtensteinischer staatsan-
gehöriger – staatsgerichtshofurteil (stGh 
1996/36)
Registrierung liechtensteinischer 
staatsangehöriger 2009 2008

Vom Zivilstandsamt registrierte Personen, 
die in der Zeit vom 01.01.2009-09.12.2009 
aufgrund des Staatsgerichtshofurteils 
1996/36 die liechtensteinische 
Staatsbürgerschaft erworben haben 
(Kinder liechtensteinischer Mütter) 123 170

einbürgerung alteingesessener Ausländer 
(LGbl. 2000 nr. 141)
einbürgerung alteingesessener 
Ausländer 2009 2008

Vom Zivilstandsamt eingebürgerte Personen, 
die in der Zeit vom 01.01.2009-09.12.2009 
aufgrund des Gesetzes vom 12. April 2000
betreffend die Abänderung des Gesetzes
über den Erwerb und Verlust des
Landesbürgerrechtes, LGBl. 2000 Nr. 141,
die liechtensteinische Staatsbürgerschaft
erworben haben (erleichterte Einbürgerung
alteingesessener Ausländer) 64 196

einbürgerung infolge längerfristigem 
Wohnsitz (§ 5a LGbl. 2008 nr. 306)
einbürgerung infolge 
längerfristigem Wohnsitz 2009 2008

Vom Zivilstandsamt eingebürgerte Personen, 
die in der Zeit vom 10.12.2009-31.12.2009 
aufgrund des Gesetzes vom 17. September 2008, 
ausgegeben am 10. Dezember 2008, betreffend 
die Abänderung des Gesetzes über den 
Erwerb und Verlust des Landesbürgerrechtes, 
§ 5a LGBl. 2008 Nr. 306, die liechtensteinische 
Staatsbürgerschaft erworben haben 
(erleichterte Einbürgerung infolge 
längerfristigem Wohnsitz) 12 0

einbürgerung infolge eheschliessung 
(LGbl. 1996 nr. 124 – ausländische ehegat-
ten liechtensteinischer Landesbürger)
einbürgerung infolge 
eheschliessung 2009 2008

Vom Zivilstandsamt eingebürgerte Personen, 
die in der Zeit vom 01.01.2009-09.12.2009 
aufgrund des Gesetzes vom 20. Juni 1996 
betreffend die Abänderung des Gesetzes über 
den Erwerb und Verlust des Landesbürgerrechtes 
LGBl. 1996 Nr. 124, die liechtensteinische 
Staatsbürgerschaft erworben haben 
(ausländische Ehegatten liechtensteinischer 
Landesbürger) 5 48
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einbürgerung infolge eheschliessung  (§ 5 
LGbl. 2008 nr. 306 – ausländische ehegat-
ten liechtensteinischer Landesbürger)
einbürgerung infolge 
eheschliessung 2009 2008

Vom Zivilstandsamt eingebürgerte Personen, 
die in der Zeit vom 10.12.2009-31.12.2009 
aufgrund des Gesetzes vom 17. September 2008 
betreffend die Abänderung des Gesetzes über 
den Erwerb und Verlust des Landesbürgerrechtes, 
§ 5 LGBl. 2008 Nr. 306, ausgegeben am 
10. Dezember 2008, die liechtensteinische 
Staatsbürgerschaft erworben haben 
(ausländische Ehegatten liechtensteinischer 
Landesbürger) 7 0

einbürgerung im ordentlichen Verfahren 
(LGbl. 1996 nr. 76 - einbürgerung durch 
Gemeindeabstimmung)
einbürgerung im ordentlichen 
Verfahren 2009 2008

Vom Zivilstandsamt eingebürgerte Personen, 
die in der Zeit vom 01.01.2009-31.12.2009 
aufgrund des Gemeindegesetzes vom 20. März 1996 
LGBl. 1996 Nr. 76 die liechtensteinische 
Staatsbürgerschaft erworben haben (Einbürgerung 
durch Gemeindeabstimmung) 8 0

schwerpunktaufgaben 2009

– Führung und laufende Aktualisierung der verschie-
denen Zivilstandsregister (Geburts-, Ehe-, Familien- 
und Todesregister);

– Aufnahme von Eheverkündungsgesuchen (Ehevorbe-
reitung);

– Vollzug von Eheschliessungen;
– Ausstellung von Geburts-, Ehe- und Todesscheinen, 

Familienregisterauszügen, Heimatscheinen, Ehefähig-
keitszeugnissen, Zivilstandsausweisen, Bestätigungen 
sowie anderen Dokumenten;

– Ausstellung von Todesfall-Aufnahmen (Erbbescheini-
gungen);

– Übermittlung von Zivilstandsmeldungen an Ämter, Ge-
meinden, Gerichte, Konsulate und Behörden;

– Mitteilung in Bezug auf aussereheliche Kinder an Kin-
der- und Jugenddienst sowie Landgericht;

– Übermittlung von Zivilstandsmeldungen an Regie-
rungskanzlei zur Beglaubigung und Weiterleitung;

– Registrierung von Ehetrennungen, Ehescheidungen, 
Legitimationen und Adoptionen;

– Registrierung liechtensteinischer Staatsangehöriger 
aufgrund Staatsgerichtshofurteil (StGH 1996/36 – Kin-
der liechtensteinischer Mütter);

– Einbürgerung alteingesessener Ausländer (LGBl. 2000 
Nr. 141);

– Einbürgerung infolge längerfristigem Wohnsitz (§ 5a 
LGBl. 2008 Nr. 306);

– Einbürgerung infolge Eheschliessung (LGBl. 1996 Nr. 
124 - ausländische Ehegatten liechtensteinischer Lan-
desbürger);

– Einbürgerung infolge Eheschliessung (§ 5 LGBl. 2008 
Nr. 306 – ausländische Ehegatten liechtensteinischer 
Landesbürger);

– Einbürgerung im ordentlichen Verfahren (LGBl. 1996 
Nr. 76 - durch Gemeindeabstimmung);

– Registrierung ausserehelicher Kinder liechtenstei-
nischer Väter;

– Registrierung von Gemeindebürgerrechtsänderungen;
– Anerkennung ausländischer Zivilstandsereignisse 

liechtensteinischer Staatsangehöriger (Eheschlies-
sungen, Ehescheidungen, Adoptionen und Vater-
schaftsanerkennungen);

– Beglaubigungen;
– Durchführung von Namensänderungen;
– Führung des Heimatscheinregisters;
– Umsetzung des Internationalen Privatrechts (IPR);
– Datenbereinigung und Datenerfassung in der Zentra-

len Personenverwaltung (ZPV);
– Umsetzung Phase 3 des EDV-Projekts ZSA;
– Aktualisierung und Pflege des Internet-Auftritts.

Ausländer- und Passamt

Amtsleiter: mag. oec. hsG hans Peter Walch

Obwohl Liechtenstein den Schengen-Vertrag schon im Jahr 
2008 unterzeichnet und ratifiziert hat, konnte dieser seine 
volle Wirkung noch nicht entfalten, da immer noch die Zu-
stimmung eines Schengen-Mitgliedstaates ausstehend ist. 
Trotzdem nimmt die nationale Umsetzung von Rechtsak-
ten, die diesem Vertragswerk entspringen, die direkt be-
troffenen Ämter, so auch das Ausländer- und Passamt 
intensiv in Anspruch. Im Berichtsjahr wurde von der Regie-
rung ein Schengen-(Beitritts-) Koordinator bestellt, welcher 
organisatorisch dem Ausländer- und Passamt angegliedert 
wurde. 

Seit dem 1. Januar des Berichtsjahres kommt gegen-
über Drittstaatsangehörigen ein neues Ausländergesetz 
(AuG) zur Anwendung, welches erstmals konkrete Integra-
tionsleistungen von denjenigen einfordert, die sich länger-
fristig in Liechtenstein aufhalten wollen. Die gesetzlich ver-
ankerte Pflicht zum Erlernen von Deutsch stösst auf breite 
Zustimmung. Die ersten guten Erfahrungen mit dem AuG 
haben sicherlich auch den Entscheid des Landtags begün-
stigt, Integrationsbestimmungen auch in das neue Perso-
nenfreizügigkeitsgesetz (PFZG), welches auf den 1. Januar 
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2010 in Kraft treten soll, aufzunehmen. Dies obwohl von 
den betroffenen EWR- und CH-Staatsangehörigen die ge-
genüber Drittstaatsangehörigen festgelegten Integrations-
leistungen nicht eingefordert werden können. 

In der letzten Juniwoche wurde der Öffentlichkeit ein 
neuer Aufenthaltsausweis in Kreditkartenformat und eine 
neu gestaltete Identitätskarte vorgestellt. Die Ausweise 
können neu im Ausländer- und Passamt selbst personali-
siert werden und damit – bei Vorliegen aller gesetzlichen 
Erfordernisse – auch sofort dem Gesuchsteller ausge-
händigt werden. Nicht nur die faktische Herstellung die-
ser Ausweise band finanzielle und personelle Ressourcen, 
sondern auch die Schaffung der dafür notwendigen gesetz-
lichen Grundlagen.

In den Monaten September bis November stellten über 
200 Personen somalischer und eritreischer Staatsange-
hörigkeit in Liechtenstein ein Asylgesuch. Die beiden Ab-
teilungen Asyl und Recht des Ausländer- und Passamtes 
mussten alle ihre Kräfte mobilisieren, um den Ansturm ei-
nigermassen bewältigen zu können. Dank den zielgerich-
teten Massnahmen der Landespolizei gelang es jedoch in 
kurzer Zeit, den Zustrom zu unterbinden. Auf das Jahres-
ende hat sich die Situation soweit wieder normalisiert, als 
dass der Bestand von 227 Asylsuchenden sich auf deren 
32 reduzierte.

Ausweisschriften

Es zeichnet sich ab, dass praktisch alle über die natio-
nalen Grenzen hinaus verwendbaren Reisedokumente 
wie Pass, ID sowie Visum künftig über biometrische 
Merkmale, auf einem Chip gespeichert, verfügen müs-
sen. Mit dem Beitritt Liechtensteins zu Schengen muss 
dies im Fall des Reisepasses und des Visums schon sehr 
bald geschehen. Deshalb laufen bereits heute die Vor-
arbeiten zur Ausgabe eines Reisepasses mit zusätzlich 
zum Gesichtsbild gespeicherten Fingerabdrücken, die 
Ausgabe selbst ist auf 2011 geplant. 

Liechtensteinische Reisepässe
Im Jahr 2009 wurden 1'633 biometrische Reisepässe 
ausgestellt. Von einem biometrischen Reisepass spricht 
man deshalb, weil biometrische Merkmale wie das Ge-
sichtsfeld auf einem im Pass integrierten Chip abgespei-
chert sind. Diese seit dem 26. Oktober 2006 ausgestell-
ten Pässe zeichnen sich durch ein bisher unerreichtes 
Mass an Fälschungssicherheit aus. Die Personendaten 
sind dreifach abgespeichert, jede Art in sich mehrfach 
abgesichert. So kann beispielsweise der im Pass befind-
liche Chip nur einmal beschrieben werden, ein Über-
schreiben ist unmöglich. 

Im Ausländer- und Passamt stehen heute zwei Ein-
heiten von Personalisierungsinstrumenten, die es im 
Notfall erlauben, einen Reisepass innert kürzester Zeit, 
d.h. in einer halben Stunde, auszustellen. Diese «Express 
Ausstellung», bei der ein Zuschlag von 50% der Gebühr 
belastet wird, wurde 2009 in 60 Fällen beansprucht. Die 

Bearbeitungsdauer zur Erstellung eines Passes beträgt 
ansonsten maximal 10 Arbeitstage.

Die liechtensteinischen Vertretungen im Ausland – 
damit sind auch die schweizerischen Botschaften und 
Konsulate gemeint, welche die liechtensteinischen Inte-
ressen im Ausland wahrnehmen – verfügen nicht über 
die notwendige Infrastruktur, um selbst Reisepässe aus-
zustellen. Die Reisepässe der vorletzten Generation, 
farblich in grün gehalten, finden noch Einsatz in Notfäl-
len, d.h. wenn einem liechtensteinischen Staatsangehö-
rigen sein Pass im Ausland abhanden kommt. In solchen 
Fällen ist das grössere Fälschungsrisiko vertretbar, da 
diese Pässe auch nur für eine kurze Zeit, üblicherweise 
für die benötigte Zeit der Heimreise, ausgestellt werden. 
Im Jahr 2009 wurden ein Notpass und ein Laissez-passer 
ausgestellt.

Liechtensteinische identitätskarten
In der Zeit vom 1. April 1985 bis 22. Juni 2009 wurden 
die liechtensteinischen Identitätskarten extern herge-
stellt. Die Bearbeitungsdauer betrug bis zu zehn Arbeits-
tagen. Seit dem 23. Juni 2009 verfügt das Ausländer- und 
Passamt nun über eigene Identitätskartendrucker. Seit-
her ist es möglich, auch Identitätskarten innert kürzester 
Frist, d.h. innert 10 Minuten, und ohne Mehrkosten für 
den Gesuchsteller auszustellen. Die Identitätskarte er-
fuhr im Berichtsjahr auch ein eigentliches «face-lifting» 
und präsentiert sich in völlig neuer Aufmachung. Neben 
dem Einbau verschiedener neuer Sicherheitsmerkmale 
ermöglicht ein integrierter Chip mit qualifiziertem Zer-
tifikat die Nutzung des e-government (lisign) der Liech-
tensteinschen Landesverwaltung. 

schweizer Pässe und identitätskarten
Seit Januar 2003 werden die Anträge für Schweizer Rei-
sepässe und Identitätskarten im Ausländer- und Passamt 
EDV-technisch erfasst. Die bereits im Computer gespei-
cherten Daten einer Person werden mit den Daten auf 
dem Heimatschein verglichen. Die beim Ausländer- und 
Passamt hinterlegten Heimatscheine werden in jedem 
einzelnen Fall eigens für diesen Zweck ausgehoben. Da-
mit ist, wie bei den liechtensteinischen Heimatschriften, 
in jedem Fall sichergestellt, dass nur an berechtigte Per-
sonen ein Reisedokument ausgestellt wird. 
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einige Zahlen im Vergleich

Ausgestellte… 2009 2008 2007 2006

FL-Reisepässe 

(bis 26. Oktober 2006) 0 0 0 1'954

Biometrische Reisepässe  1'633 1'939 1'825 221

Kindereinträge in

FL-Reisepässe 0 0 0 390

Dienstpässe 3 11 8 4

Diplomatenpässe 24 15 11 2

Identitätskarten (IDK 2000) 1'403 3'001 2'789 2'534

eID (ab 23. Juni 2009) 1'697 0 0 0

Staatsbürgerschaftsnachweise 194 216 225 256

Ausgestellte… 2009 2008 2007 2006

Reiseausweise für anerkannte

Flüchtlinge, inkl. Verlängerungen 21 24 24 11

Kostenpflichtige Ausflugscheine

für den Kleinen Grenzverkehr

FL - A und FL - D, ausgestellt

durch das APA 0 7 6 8

Kostenlose Ausflugscheine für

den Kleinen Grenzverkehr

FL - A und FL - D, ausgestellt

durch das APA für Schulen-

und Altersausflüge 92 53 88 52

Ausflugscheine für den Kleinen

Grenzverkehr FL - A und FL - D

ausgestellt durch die

Grenzwachtposten 378 616 774 1'395

Bearbeitete Anträge für Schweizer 

Pässe und Identitätskarten 515 562 638 902

bewilligungen und Meldebestätigungen 

Im Jahr 2009 wurden in der Abteilung Bewilligungen 
und Integration diverse Projekte umgesetzt. Dazu zählen 
die operative Umsetzung des auf den 1. Januar 2009 in 
Kraft getretenen Ausländergesetzes (AuG) und die Ein-
führung der neuen Aufenthaltsausweise in Kreditkarten-
format mit der Möglichkeit der Nutzung von lisign sowie 
die Teileinführung von ecm. Immer wieder wird der Ruf 
nach einer mengenmässig grösseren Zulassung von Ar-
beitskräften laut. Die Regierung hat dazu eine Arbeits-
gruppe eingesetzt.

neuer Aufenthaltsausweis
Seit dem 23. Juni 2009 werden die Aufenthaltsausweise 
in Kreditkartenformat (eAA) ausgegeben. Diese Aus-
weise zeichnen sich durch ihre erhöhte Funktionalität 
und Sicherheit aus. Die Karten sind mit einem Chip aus-
gestattet, welcher die Erledigung von gewissen Amtsge-
schäften auf elektronische Art, also unter Nutzung des 
Internets, ermöglicht. Im Jahr 2009 wurden circa 4'800 

eAA produziert. Rund ein Prozent der Kunden bean-
tragte bislang ein qualifiziertes Zertifikat und kann damit 
das mit dem e-banking vergleichbare Arbeitsinstrument 
«lisign» im Geschäftsverkehr mit der Landesverwaltung 
nutzen.

Vergabe durch die Regierung
Trotz Mitgliedschaft im EWR ist der Zuzug von auslän-
dischen Staatsangehörigen beschränkt. Liechtenstein 
hat mit den Partnern im EWR und der Schweiz eine Son-
derlösung ausgehandelt, die den Bedürfnissen Liech-
tensteins als auch der heute 30 Vertragsstaaten optimal 
Rechnung trägt. Deshalb entscheidet einmal pro Monat 
die Regierung über die Vergabe von Aufenthaltsbewilli-
gungen zur Erwerbstätigkeit an ausländische Staatsan-
gehörige 

Zwei bis vier Mal pro Jahr entscheidet die Regierung 
auch über die Gesuche von ausländischen Staatsangehö-
rigen, die als Erwerbslose oder als Lebenspartner Wohn-
sitz in Liechtenstein nehmen möchten. 

Auslosung
Die Hälfte der im Beschluss Nr. 191/1999 des Gemein-
samen EWR-Ausschusses festgelegten Quoten an jähr-
lich zu erteilenden Aufenthaltsbewilligungen an EWR-
Staatsangehörige muss verlost werden. Im Berichtsjahr 
fanden wiederum zwei Auslosungsrunden von Aufent-
haltsbewilligungen statt. An den Ziehungen haben im 
Frühling 331 und im Herbst 359 Personen teilgenom-
men. Insgesamt hatten 41 EWR-Staatsangehörige das 
Glück, über die Auslosung eine Aufenthaltsbewilligung 
für das Fürstentum Liechtenstein zu erlangen. 

Verschiedene bewilligungsarten im Vergleich zu den 
letzten Jahren
Nachfolgend wird die Entwicklung einiger Bewilligungs-
arten und Meldebestätigungen aufgezeigt. Die ange-
gebenen Zahlen können von den in früheren Jahresbe-
richten aufgeführten Zahlen abweichen. Dies deshalb, 
weil sich die Zahlen durch nachträgliche Korrekturen 
verändern können. Dies geschieht beispielsweise durch 
rückwirkende An- und Abmeldungen oder durch Bewil-
ligungserteilungen, welche zum Zeitpunkt der Auswer-
tung noch hängig waren.

Unselbständige Grenzgänger und Grenzgängerinnen 
Darunter werden Grenzgänger und Grenzgängerinnen 
mit EWR- und Drittstaatsangehörigkeit verstanden, de-
ren Arbeitstätigkeit entweder gemeldet (EWR-Staatsan-
gehörige) oder für die um eine Bewilligung nachgesucht 
werden muss (Drittstaatsangehörige). Der Bestand die-
ser Grenzgänger und Grenzgängerinnen nahm im Be-
richtsjahr um 523 Personen ab, was einen Rückgang um 
5% bedeutet. 

Da sich Grenzgänger und Grenzgängerinnen mit 
Schweizer Staatsangehörigkeit beim Ausländer- und 
Passamt nicht zu melden haben, wird deren Bestand auf-
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grund der Meldungen beim Liechtensteinischen Unter-
nehmungsregister (LUR) beim Amt für Volkswirtschaft 
im Nachhinein eruiert und publiziert. Diese doch beacht-
liche Zahl von Personen ist also in der nachstehenden 
Tabelle nicht erfasst.

bestand Grenzgänger und Grenzgängerinnen (ohne 
schweizer staatsangehörige)

per Anzahl

31.12.2009 11'050
31.12.2008 11'573
31.12.2007 10'649
31.12.2006 9'922
31.12.2005 9'564
31.12.2004 8'939
31.12.2003 8'620

Zudem haben die neu bestätigten bzw. bewilligten Grenz-
gängertätigkeiten stark abgenommen. Im Berichtsjahr 
wurden 3'472 Bestätigungen bzw. Bewilligungen an un-
selbständige Grenzgänger und Grenzgängerinnen erteilt. 
Damit wurden im Vergleich mit dem Vorjahr rund 2000 
Bewilligungen bzw. Bestätigungen weniger ausgestellt, 
was einen Rückgang um 37% bedeutet. Vermutlich fan-
den, bedingt durch die auch in Liechtenstein spürbare 
Wirtschaftskrise, weniger Stellenwechsel statt.

neue bestätigte bzw. bewilligte Grenzgängertätig-
keiten pro Jahr

Jahr Anzahl

2009 3'472
2008 5'471
2007 4'960
2006 4'519
2005 4'238
2004 4'709
2003 4'189

selbständige Grenzgänger und Grenzgängerinnen 
Darunter werden Personen mit ausländischer Staatsan-
gehörigkeit verstanden, die in Liechtenstein eine Dienst-
leistung erbringen, d.h. also nicht bei einem liechtenstei-
nischen Unternehmen angestellt sind.

Gegenüber dem Jahr 2008 haben die gemeldeten und 
bewilligten grenzüberschreitenden Dienstleistungen um 
rund 15% zugenommen. 

EWR- und CH-Staatsangehörige haben ferner die 
Möglichkeit, eine Grenzgängerbestätigung zu erhalten, 
wenn sie in Liechtenstein eine Einzelunternehmung füh-
ren und auf diese Art und Weise kontinuierlich am Wirt-
schaftsleben teilnehmen. 

Der starke Anstieg der erteilten Bewilligungen ist 
vor allem darauf zurückzuführen, dass das Bewilligungs-

verfahren für schweizerische Unternehmen, welche in 
Liechtenstein eine Dienstleistung erbringen, dem Verfah-
ren für liechtensteinische Unternehmen in der Schweiz 
angepasst wurde. Schweizerische Dienstleistungserbrin-
ger müssen deshalb vermehrt um Bewilligungen anstelle 
von Bestätigungen nachsuchen, da die Dienstleistungs-
erbringung von längerer Dauer ist.

neue grenzüberschreitende Dienstleistungserbrin-
gungen (bestätigungen und bewilligungen) pro Jahr

Jahr Anzahl Anzahl total 
 bestätigungen bewilligungen 

2009 1’074 784 1'822
2008 1’206 382 1'588
2007 1’139 114 1'253
2006 801 79 880
2005 936 66 1'002
2004 290 430 720
2003 496 209 705

bestand von Personen, die mittels einer bewilligung 
bzw. bestätigung grenzüberschreitend und dauernd 
am Wirtschaftsleben Liechtensteins teilnehmen

per Anzahl

31.12.2009 189
31.12.2008 190
31.12.2007 177
31.12.2006 178
31.12.2005 162
31.12.2004 128
31.12.2003 106

Kurzaufenthalter
Im Berichtsjahr wurden 89 Kurzaufenthaltsbewilli-
gungen (L-Bewilligung) weniger vergeben als im Vor-
jahr. Dies entspricht einem Rückgang von 9%. Wäh-
rend es bei den erteilten Kurzaufenthaltsbewilligungen 
an Drittstaatsangehörige zu einem Rückgang von 90 
Bewilligungen bzw. rund 17% und bei CH-Bürgern zu 
einem Rückgang von 8 Bewilligungen bzw. 16% kam, 
ist bei den an EWR-Staatsangehörige erteilten Kurzauf-
enthaltsbewilligungen eine leichte Zunahme festzustel-
len. Der Rückgang von Kurzaufenthaltsbewilligungen 
an Drittstaatsangehörige ist auf die Einführung des 
Ausländergesetzes (AuG) und den damit strengeren 
Anforderungen an eine Bewilligungserteilung zurück-
zuführen.
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erteilte L-bewilligungen nach herkunft

Jahr eU/eWR ch Drittstaaten total

2009 396 42 453 891
2008 387 50 543 980
2007 423 43 540 1'006
2006 307 36 584 927
2005 311 36 580 927
2004 380 26 522 928
2003 580 36 514 1'130
2002 707 30 462 1'199

Aufenthalter
Im Berichtsjahr wurden 512 Aufenthaltsbewilligungen 
(B-Bewilligung) erteilt. Den grössten Teil davon macht 
der Familiennachzug aus, gemäss welchem 360 Per-
sonen einen Aufenthalt in Liechtenstein erhielten. 119 
Aufenthaltsbewilligungen wurden zum Stellenantritt und 
31 zur erwerbslosen Wohnsitznahme in Liechtenstein er-
teilt. Aufgrund der bilateralen Verträge mit der Schweiz 
und dem EWR werden nur noch in sehr wenigen Fällen 
Aufenthaltsbewilligungen zur Erwerbstätigkeit an Ange-
hörige eines Drittstaates vergeben. Als Drittstaaten gel-
ten Staaten, mit welchen Liechtenstein keine vertrag-
lichen Vereinbarungen bezüglich der Ausgestaltung des 
Personenverkehrs kennt. Gegenüber dem letzten Jahr 
wurden jedoch im Jahre 2009 vergleichsmässig viele 
Bewilligungen zum Stellenantritt an Drittstaatsangehö-
rige erteilt. Während die Anzahl der erteilten B-Bewilli-
gungen an EWR-Staatsangehörige recht stark abgenom-
men hat, nahm die Anzahl erteilter B-Bewilligungen an 
CH- und Drittstaatsangehörige entsprechend stark zu, 
dies vor allem im Rahmen des Familiennachzuges.

erteilte b-bewilligungen nach Zulassungsgrund und 
herkunft

Zulassungs-  

grund ch  eWR  Dritt  total

 2009 2008 2009 2008 2009 2008 2009 2008

Stellenantritt (Vergabe, Ersatzanstellung, Auslosung)

 13 16 97 109 9 4 119 129

Familiennachzug (inkl. Lebenspartner)

 112 93 141 177 107 72 360 342

Erwerbslose Wohnsitznahme, humanitäre Aufnahme und anerkannte 

Flüchtlinge 11 6 19 22 3 1 33 29

total 136 115 257 308 119 77 512 500

bestand an b-bewilligungen

per Anzahl

31.12.2009 4'357
31.12.2008 4'336
31.12.2007 4'406
31.12.2006 4'376
31.12.2005 4'420
31.12.2004 4'409
31.12.2003 4'284

niedergelassene
Aus fremdenpolizeilicher Sicht bietet die Niederlas-
sungsbewilligung (Bewilligung C), verglichen mit der 
Aufenthaltsbewilligung, Vorteile im Falle des Beibehalts 
der Bewilligung sowie von aufenthaltsbeendenden Mass-
nahmen. Im privat- und gewerberechtlichen Bereich hin-
gegen hat die Niederlassungsbewilligung für EWR- und 
CH-Staatsangehörige an Attraktivität eingebüsst. Die 
Niederlassungsbewilligung stellt heute beispielsweise 
für diese Personengruppen keine Voraussetzung mehr 
für die Aufnahme einer selbständigen Erwerbstätigkeit 
oder etwa einem Eigentumserwerb dar. Es ist denn auch 
bereits so, dass etliche Berechtigte keinen Antrag auf Er-
teilung einer Niederlassungsbewilligung mehr stellen.

bestand c-bewilligungen nach herkunft

per eU/eWR ch Dritt total

31.12.2009 3'270 2'611 1'496 7'377
31.12.2008 3'133 2'515 1'465 7'113
31.12.2007 3'150 2'581 1'446 7'177
31.12.2006 3'169 2'663 1'462 7'294
31.12.2005 3'122 2'726 1'397 7'245
31.12.2004 3'141 2'785 1'304 7'230
31.12.2003 3'114 2’719 1'233 7'066

Sowohl Einbürgerungen als auch Abmeldungen von aus-
ländischen Staatsangehörigen beeinflussen die Anzahl 
der Niederlassungsbewilligungen direkt.

Arbeitsgruppe über die Zuwanderung und die Wohn-
sitznahme von selbständig und unselbständig er-
werbstätigen
Im Sommer des Berichtsjahres bestellte die Regierung 
eine Arbeitsgruppe zur Erarbeitung von konkreten Vor-
schlägen zur Zuwanderungspolitik Liechtensteins. Diese 
Arbeitsgruppe, unter dem Vorsitz des Leiters des APA, 
hat den Auftrag, die Ergebnisse einer bereits früher ein-
gesetzten Arbeitsgruppe im Rahmen des Projektes FU-
TURO zu vertiefen. Im Zuge der Eintretensdebatte zum 
neuen Personenfreizügigkeitsgesetz (PFZG) brachte al-
lerdings der Grossteil der Abgeordneten zum Ausdruck, 
dass an der bisherigen, beschränkten Zuwanderungspo-
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litik festgehalten werden solle. Diese wegweisende Rich-
tungsangabe beschränkt die Handlungsmöglichkeiten 
der Arbeitsgruppe. 

integration
Das im Berichtsjahr in Kraft getretene Ausländergesetz 
(AuG) enthält im Sinne des Förderns und Forderns di-
verse Bestimmungen zur Integration. Von Drittstaatsan-
gehörigen werden beim Familiennachzug Deutschkennt-
nisse und für die Erteilung der Niederlassung zudem 
Staatskundekenntnisse gefordert. Für die Förderung der 
Integration standen CHF 250'000 zur Verfügung. Damit 
wurden Sprachkurse und andere integrationsfördernde 
Massnahmen unterstützt.

Leistungsvereinbarung mit dem Verein für interkultu-
relle bildung (Vib)
Im Jahr 2008 wurde mit dem VIB eine Leistungsverein-
barung getroffen. Der Inhalt der Vereinbarung wird jedes 
Jahr neu definiert. Im Jahr 2009 wurde ein niederschwel-
liger Staatskundekurs entwickelt und durchgeführt, wel-
cher Migranten unsere Alltagskultur näher bringt und sie 
auf die Staatskundeprüfung, welche für den Erhalt der 
Niederlassung oder der Staatsbürgerschaft notwendig 
ist, vorbereitet. Darüber hinaus hat der VIB Migranten 
informiert und beraten. Das Internationale Frauencafé 
vereinigt wöchentlich im Land lebende Frauen aus vie-
len Ländern. 

Deutschkurse
Seit dem Jahr 2007 wird der Besuch von Deutschkursen 
mit CHF 200 pro Kurs gefördert. Insgesamt können für 
die Stufen A1, A2 sowie B1 je vier Gutscheine eingerei-
cht werden. Mittlerweile arbeitet das Ausländer- und 
Passamt mit sechs Sprachschulen zusammen, vier da-
von führen auch Zertifikatsprüfungen durch. Ingesamt 
wurden 552 Kurse gefördert. Im Vergleich zum Vor-
jahr entspricht dies einer Zunahme von 50%. Dies ist 
zum einen auf die Verpflichtung der Drittstaatsangehö-
rigen, zum anderen auf die zunehmend freiwillig teilneh-
menden EWR-Staatsangehörigen zurückzuführen. Der 
Gutschein-Flyer «Deutsch lernen – dazu gehören» wurde 
überarbeitet und neu aufgelegt.

staatskundeprüfungen
Aufgrund der neuen Bestimmungen im Ausländer- und 
im Bürgerrechtsgesetz wurden im Berichtsjahr erstmals 
vier Staatskundeprüfungen durchgeführt. Insgesamt tra-
ten 98 Personen zur Prüfung für den Erhalt der Nieder-
lassungsbewilligung und 107 Personen für den Erhalt 
der liechtensteinischen Staatsbürgerschaft an. Bislang 
liegt die Erfolgsquote bei rund 93% (Niederlassung) 
bzw. 95% (Staatsbürgerschaft). 

integrationsprojekte
Im Berichtsjahr wurden fünf verschiedene Projekte, mit 
Schwerpunkt Frühförderung, finanziell unterstützt. Da-

bei handelt es sich um das Projekt der Qualifizierungs-
massnahme der Spielgruppenleiterinnen im interkul-
turellen Arbeiten des Spielgruppenvereins, das Projekt 
«Meine Sprache – Deine Sprache» des Vereins KiTa, die 
Vortragsreihe «Integration mit aufrechtem Gang» des 
europäischen Instituts, ein Workshop «Frühförderung 
in der Familie» des türkischen Frauenvereins sowie das 
Medienprojekt secondomedia.

www.integration.li
Im Berichtsjahr wurde der Internetauftritt www.integra-
tion.li umgesetzt. Damit wurde eine Internetplattform 
geschaffen, welche die regionalen Akteure vernetzt und 
über Aktuelles zum Thema Integration informiert. 

islamischer Religionsunterricht
Ebenfalls aus dem Integrationsbudget wurden die Löhne 
der Lehrpersonen für den islamischen Religionsunter-
richt in deutscher Sprache auf der Primarschulstufe be-
zahlt. 

Kommission für integrationsfragen
Die Kommission wurde Mitte des Berichtsjahres bestellt. 
Unter dem Vorsitz des Integrationsbeauftragten berät 
und erarbeitet sie Empfehlungen zu Handen der Regie-
rung. Die Kommissionsmitglieder sind je zur Hälfte In- 
und Ausländer.

integrationskonzept
Im Berichtsjahr wurde ein Integrationskonzept mit dem 
Titel «Stärke durch Vielfalt» zuhanden der Regierung er-
stellt, welches nun durch die Kommission für Integrati-
onsfragen präzisiert und konkretisiert wird. 

integrationsvereinbarungen
Seit Inkrafttreten des neuen Ausländergesetzes wer-
den in einer so genannten Integrationsvereinbarung die 
Ziele zum Erreichen des Deutschzertifikates und zum 
Bestehen der Staatskundeprüfung festgelegt. Im damit 
verbundenen persönlichen Gespräch werden auch die 
individuell sehr unterschiedlichen Lebenssituationen be-
rücksichtigt. 2009 wurden über 260 Integrationsverein-
barungen mit Drittstaatsangehörigen geschlossen. 

integration von Muslimen
Was im Jahr 2004 vorsichtig unter dem Arbeitstitel «In-
tegration von Muslimen» mit Vertretern türkischer oder 
türkisch-stämmiger liechtensteinischer Staatsangehöri-
gen begann, fand im Berichtsjahr seine Fortsetzung in 
der konkreten Diskussion um eine Begräbnisstätte für 
Muslime. Da die Friedhöfe Sache der Gemeinden sind, 
wird in dieser Arbeitsgruppe zusammen mit der Vorste-
herkonferenz nach einer realistischen Lösung für Mus-
lime gesucht, die nach ihrem irdischen Dasein nach mus-
limischem Ritus begraben werden möchten.
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Recht, administrative Massnahmen 

Gesetzgebung
Am 1. Januar 2009 traten das Ausländergesetz (AuG) so-
wie die Verordnungen über die Zulassung und den Auf-
enthalt von Ausländern (ZAV), über die Integration von 
Ausländern (AIV) und über das Einreise- und Visums-
verfahren (VEV) in Kraft. Die Einführung verursachte 
keine nennenswerten Schwierigkeiten und auch die An-
wendung im Laufe des Jahres 2009 verlief mehrheitlich 
reibungslos. Im Jahr 2009 wurde zudem der Gesetzes-
entwurf zur Umsetzung der Richtlinie 2004/38/EG über 
das Recht der Unionsbürger und ihrer Familienange-
hörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei 
zu bewegen und aufzuhalten, ausgearbeitet. Das ent-
sprechende Gesetz, das Personenfreizügigkeitsgesetz 
(PFZG), und die dazu gehörige Verordnung (PFZV) sind 
wie vorgesehen am 1. Januar 2010 in Kraft getreten. 
Parallel dazu hat das APA die erste Revision des Aus-
ländergesetzes (AuG) vorbereitet, welche insbesondere 
zur Umsetzung der Richtlinie 2008/115/EG (Rückfüh-
rung von illegal Anwesenden), der Verordnung (EG) Nr. 
380/2008 (Aufenthaltsausweise mit biometrischen Da-
ten) und der Verordnung (EG) Nr. 767/2008 (Visainfor-
mationssystem) dient. 

Runder tisch «Gewaltfälle»
Dieser Krisenstab wird von einer der jeweils delegier-
ten Personen der betreffenden Ämter einberufen, wenn 
aufgrund eines konkreten Anlassfalles eine latente Ge-
fährdung für Leib und Leben befürchtet wird. Durch die 
amtsübergreifende Zusammenarbeit soll eine drohende 
Gewaltanwendung möglichst verhindert werden. Im Jahr 
2009 war die Einberufung des Runden Tisches für Fälle, 
an welchen das APA beteiligt war, nicht notwendig. 

Verwaltungsverfahren, Verfahrenshilfe, Wegwei-
sungen, einreisesperren
Es wurden 11 Verfahren nach den Vorschriften über das 
Auslosungsverfahren durchgeführt. 

Zudem wurden 16 Entscheidungen und 9 Verwal-
tungsbote wegen Abweisung von Gesuchen oder Anord-
nung von Massnahmen (z.B. Erlöschen der Bewilligung, 
Widerruf der Bewilligung oder Androhung der Auswei-
sung) erlassen. Die Regierung verlangte in 19 Fällen 
schriftliche Stellungnahmen zu den Beschwerden, die 
gegen die Verfügungen erhoben wurden. 

Das APA musste zudem über 6 Anträge auf Gewäh-
rung von Verfahrenshilfe entschieden. Dabei wurde in 
einem Fall Verfahrenshilfe gewährt, 4 Anträge wurden 
abgewiesen und ein Antrag wurde zurückgewiesen.

Insgesamt wurden 30 Personen weg gewiesen, die 
keine Einreise- und Aufenthaltsberechtigung besassen. 
In 4 Fällen wurden zum Vollzug der Wegweisung die 
gesetzlichen Zwangsmassnahmen (Vorbereitungs- oder 
Ausschaffungshaft) verfügt.

Gegen 37 Personen wurden Einreisesperren verfügt.

ordnungsbussen, Verwaltungsstrafbote und exekuti-
onsverfahren
Die Abteilung Recht verhängte 419 Ordnungsbussen we-
gen Missachtung der Meldevorschriften für Grenzgän-
ger oder infolge Unterlassungen anderer Meldepflichten 
(z.B. Adressänderungen) nach den Vorschriften der PVO. 
Es wurden 77 Exekutionsverfahren wegen fälliger und 
unbezahlter Gebührenrechnungen durchgeführt.

Vollzug
Die Abteilung Recht verarbeitete 422 Meldungen der 
Landespolizei (Strafanzeigen) oder der Strafgerichte 
(strafgerichtliche Verurteilungen) wegen eines Verbre-
chens oder Vergehens:

163 Personen mit Wohnsitz im Inland wurden infolge 
strafgerichtlicher Verurteilung wegen eines Verbrechens 
oder Vergehens verwarnt (ermahnt);

37 Personen mit Wohnsitz im Ausland wurden zur 
Gewährleistung der inneren Ordnung und Sicherheit mit 
einer befristeten oder unbefristeten Einreisesperre für 
die Schweiz und Liechtenstein belegt;

6 Personen mit Wohnsitz im Ausland wurden wegen 
Missachtung der Einreisesperre verzeigt;

167 inländische Strafverfahren wurden den zustän-
digen kantonalen Einwohnerdiensten und/oder der zu-
ständigen Behörde in der Schweiz aufgrund der Ab-
kommen über die Zusammenarbeit mit der Schweiz 
gemeldet;

49 Verfahren von Personen mit Wohnsitz im Inland 
sind bei der Staatsanwaltschaft FL und CH noch pendent.
Kontrolltätigkeit:

271 Fahndungsaufträge wurden erledigt. Dabei wur-
den 134 Personen wegen Verstössen und Vergehen im 
Rahmen ihrer Aufenthaltsbewilligung, 24 Personen we-
gen Aufnahme einer Arbeit ohne Bewilligung und 93 
Personen, welche durch Auslosung eine Bewilligung er-
halten haben, kontrolliert. Die Tätigkeit umfasste zudem 
in 20 Fällen die Kontrolle von Wohnungen, Abklärungen 
bei Verdacht auf Scheinehe, die Einhaltung von Ausrei-
sefristen oder andere Sachverhalte. Des Weiteren wur-
den, zusammen mit der Landespolizei, 8 Milieu- und Fas-
nachtskontrollen durchgeführt. 

Grenzüberschreitende Dienstleistungen GDL
Es wurden insgesamt 61 Firmen mit 261 ausländischen 
Mitarbeitern kontrolliert, davon 7 Firmen mit Sitz in 
Liechtenstein, 12 Dienstleister aus dem EWR-Raum und 
42 Dienstleister aus der Schweiz. Dabei verstiessen 15 
gegen die Melde- bzw. Bewilligungsvorschriften. 

Zusammenarbeit mit der Landespolizei und dem Amt 
für Volkswirtschaft
Das Ausländer- und Passamt nahm landesintern dreimal 
an Sitzungen des Runden Tisches «Menschenhandel» 
unter Vorsitz der Landespolizei teil, welcher sich im We-
sentlichen mit der Planung eines Präventionsprojektes 
für potentielle Opfer von Menschenhandel, konkret ei-
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ner Informationsveranstaltung für Tänzerinnen und Mu-
sikerinnen aus Drittstaaten, beschäftigte. Als Folge da-
raus werden diese Informationsveranstaltungen seit Mai 
2009 monatlich, somit achtmal im Berichtsjahr, durch-
geführt und die anwesenden Tänzerinnen und Musike-
rinnen über ihre Rechte und Pflichten während ihres 
Aufenthaltes in Liechtenstein informiert und bei Fragen 
beraten.

Zusammen mit der Landespolizei, Kommissariat 
Fahndung, führt das APA zudem Kontrollen durch. Die 
polizeiliche Unterstützung ermöglicht Kontrollen von 
grösserem Ausmass, z.B. Milieu- und Fasnachtskontrol-
len. Mit dem Amt für Volkswirtschaft wurde vereinbart, 
dass von den Aussendienstmitarbeitern des APA kontrol-
liert wird, ob Dienstleistungserbringer über die gewer-
berechtliche Bewilligung verfügen. Ebenfalls wurde das 
Vorgehen mit der Zentralen Paritätischen Kommission 
SAVE koordiniert, die sich um die Einhaltung der allge-
mein verbindlich erklärten Gesamtarbeitsverträge küm-
mert.

Grenzüberschreitende und internationale 
Zusammenarbeit Personenverkehr/Migra-
tion

einsitz in verschiedenen Gremien im in- und Ausland/
Konferenzteilnahmen 

im Verhältnis mit der schweiz
Seit dem Abschluss des EWR-Abkommens unterste-
hen die meisten ausländischen Staatsangehörigen dem 
EWR-Acquis über die Personenfreizügigkeit und der 
Sonderlösung für Liechtenstein und nicht mehr den 
schweizerischen Bestimmungen. Trotzdem ist die Zu-
sammenarbeit mit den Nachbarkantonen und dem Bun-
desamt für Migration nach wie vor eng, nützlich und 
freundschaftlich. Ausdruck dafür ist auch die Einbindung 
des Ausländer- und Passamts in die Vereinigung der ost-
schweizerischen Fremdenpolizeichefs (VOF) und in die 
gesamtschweizerische Vereinigung der Chefs der Migra-
tionsbehörden (VKM). Konkreter Ausdruck der sehr en-
gen regionalen Zusammenarbeit zwischen Liechtenstein 
und den Kantonen SG und GR ist ein Memorandum of 
Understanding, welches es sehr gut qualifizierten Dritt-
staatsangehörigen regional bedeutender Unternehmen 
seit 2003 ermöglicht, in der Schweiz Aufenthalt zu erhal-
ten und in Liechtenstein zu arbeiten. 

im Rahmen der eWR-Mitgliedschaft
Wie jedes Jahr nahmen auch im Jahr 2009 Mitarbeitende 
des APA an mehreren Sitzungen verschiedenster Gre-
mien im Ausland teil. Es handelte sich dabei zunächst um 
die Teilnahme an einer Sitzung des «Fachausschusses 
für die Freizügigkeit von Arbeitnehmern» im EWR-Kon-
text in Brüssel. Dieser beschäftigt sich insbesondere mit 
den Entwicklungen im Zusammenhang mit der Anwen-
dung der Übergangsmassnahmen im Bereich der Frei-

zügigkeit von Arbeitnehmern mit Staatsangehörigkeit 
einer der neuen EU-Mitgliedstaaten, der künftigen Orga-
nisation der Sitzungen des Fachausschusses sowie der 
Präsentationen der Ergebnisse von Fragebögen unter 
den Mitgliedstaaten zu den Themen Berufssport (Bezie-
hung zwischen Staat und Berufssport) und Öffentlicher 
Sektor (Diskriminierung von freizügigkeitsberechtigten 
Arbeitnehmern im öffentlichen Sektor). An Sitzungen 
des «Beratenden Ausschusses für die Freizügigkeit von 
Arbeitnehmern» wurde zweimal, ebenfalls in Brüssel, 
teilgenommen. Inhalt dabei waren vor allem neueste 
Entwicklungen im Bereich Arbeitnehmerfreizügigkeit 
(diverse Richtlinienvorschläge, Bericht zur Anwendung 
der Richtlinie 2004/38/EG sowie zur Inländerdiskriminie-
rung, Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes, 
Infoquellen für EU-Bürger, neue Formen der Mobilität 
etc.). 

In der Sitzung der EWR-Arbeitsgruppe für freien Per-
sonenverkehr, Beschäftigung und Sozialpolitik, eben-
falls im EWR-Kontext in Brüssel, wurden verschiedenste 
Themen besprochen (z.B. aktuelle Entwicklungen in den 
anwesenden Staaten Norwegen, Island, Liechtenstein, 
Entwicklungen im Bereich Arbeitnehmerfreizügigkeit, 
Richtlinienvorschläge etc.).

im Rahmen der Mitgliedschaft im europarat
Im Europäischen Komitee für Wanderarbeitnehmer 
(CDMG) in Strassburg, welches dem Europarat zugeord-
net ist, wurde über die verschiedenen Aktivitäten diverser 
Unter-Expertengruppen sowie anderer Einrichtungen 
und Organisationen im Bereich Migration berichtet. 

im Rahmen der künftigen schengen-Mitgliedschaft
Auf 1. April des Berichtsjahres wurde die Stelle eines 
Schengen/Dublin-Koordinators neu geschaffen, besetzt 
und organisatorisch beim Ausländer- und Passamt an-
gegliedert. Dieser ist verantwortlich für die operative 
Umsetzung des Schengen/Dublin-Besitzstandes in den 
einzelnen Amtsstellen der Landesverwaltung. Dazu ge-
hören das Aufgleisen von Massnahmen, die für die Ko-
ordination und Projektumsetzung notwendig sind, die 
Schriftführung der Arbeitsgruppe Schengen/Dublin (Er-
stellen der monatlichen Zwischenberichte, Überprüfung 
des Standes der verschiedenen Projekte sowie der Pen-
denzen), die Gewährleistung des Informationsflusses in 
der Landesverwaltung, die Koordination der Schengen 
Evaluation, die Teilnahme an den Sitzungen der Arbeits-
gruppe Schengen Evaluation des Europäischen Rates, 
die Pflege des Schengen-Besitzstandes sowie die Ermitt-
lung des diesbezüglichen Handlungsbedarfs. 

Im Laufe des Beitrittsverfahrens zum Schengen-Ab-
kommen wird für Liechtenstein eine Evaluation der Be-
reiche Datenschutz, Polizeikooperation und Schengen 
Informationssystem (SIS) stattfinden. Dazu besuchen 
Experten der Mitgliedsstaaten Liechtenstein, um die 
korrekte Umsetzung der Vorgaben zu überprüfen. Im 
November des Berichtsjahres fand dazu bereits eine Pro-



138 |

INNERES

beevaluation im Bereich Datenschutz statt, welche unter 
der Mithilfe eines belgischen Experten erfolgreich abge-
schlossen wurde. Dabei wurden die Datenschutzstelle, 
die Landespolizei und auch das Ausländer- und Passamt 
bezüglich des Datenschutzes beurteilt. 

Seit der Unterzeichnung des Schengen-Abkommens 
nimmt Liechtenstein an zahlreichen einschlägigen Ar-
beitsgruppen teil, sei es durch einen Vertreter der Mis-
sion in Brüssel oder durch Mitarbeitende des APA. In 
den Aufgabenbereich des APA fällt die Teilnahme an den 
Sitzungen der Visa-Arbeitsgruppe des Rates in Brüssel, 
welche sich vor allem mit einem Verordnungsvorschlag 
für einen gemeinschaftlichen Visakodex im Rahmen des 
Schengen-Besitzstandes beschäftigte. Als Folge und auf 
der Basis des erlassenen Visakodex wurde ein Ausschuss 
konstituiert, der als «Visa-Ausschuss» bezeichnet wird. 
Er unterstützt die Europäische Kommission und besteht 
aus Vertretern der Schengen-Mitgliedstaaten sowie der 
assoziierten Schengenstaaten. Erste Aufgabe des seit 
Oktober 2009 formell bestehenden Visa-Ausschusses 
war, ein Handbuch zum im April 2010 in Kraft tretenden 
Visakodex zu erstellen, welches eine harmonisierte An-
wendung des Visakodex in der Praxis in allen Staaten 
bewirken soll. 

Die Tschechische Republik lud anlässlich ihrer EU-
Präsidentschaft zu einer Ministerkonferenz zum Thema 
«Building Migration Partnerships» am 27. und 28. April 
2009 in Prag ein. Für Liechtenstein war dies eine wei-
tere Möglichkeit, vor einem gewichtigen Plenum seine 
Migrationspolitik, insbesondere seine Anstrengungen 
zur Zusammenarbeit im Migrationsbereich mit Her-
kunfts-, Transit- und Zielländern, darzustellen. Seither 
wurde an verschiedenen Nachfolgekonferenzen die ge-
meinsam verabschiedete Schlusserklärung der damals in 
Prag versammelten Minister konkretisiert. Liechtenstein 
unterstützt die Anstrengungen zu einem koordinierten, 
konsistenten sowie längerfristigen Migrationsmanage-
ment. Ein solches ist der Schlüssel zur Bekämpfung der 
illegalen Migration.

Aufgrund des künftigen Schengenbeitritts Liechten-
steins stehen für das Ausländer- und Passamt in Zusam-
menarbeit mit dem Amt für Auswärtige Angelegenheiten 
sowie der Mission Brüssel auch Verhandlungen mit Dritt-
staaten über Visaerleichterungen und die Visabefreiung 
sowie Rückübernahmeabkommen an, bislang war Liech-
tenstein in die jeweiligen Abkommen der Schweiz ein-
bezogen. Diess ergibt sich aus dem Umstand, dass die 
EG für ihre Schengenmitgliedstaaten mit diversen Dritt-
staaten die obengenannten Abkommen mit Gültigkeit 
für die Schengenmitgliedstaaten abschliesst bzw. abge-
schlossen hat. Auf diese Abkommen können sich jedoch 
die assoziierten Schengenstaaten gegenüber den jewei-
ligen Drittstaaten nicht berufen, was umgekehrt jedoch 
durchaus der Fall ist. Daher besteht das Interesse der as-
soziierten Staaten mit den betroffenen Drittstaaten eben-
falls Abkommen der oben erwähnten Natur zu schliessen. 
In einer Erklärung zum Beitrittsprotokoll Liechtensteins 

zu Schengen haben die EG und Liechtenstein vereinbart, 
dass sich die EG verpflichtet, Drittstaaten oder interna-
tionale Organisationen, mit denen sie Übereinkünfte, in 
Bereichen, welche mit der Schengener Zusammenar-
beit zusammenhängen (einschliesslich der Visumpolitik) 
schliesst, aufzufordern, mit Liechtenstein entsprechende 
Übereinkünfte zu schliessen. Die Kompetenz Liechten-
steins zum Abschluss solcher Übereinkünfte wird da-
durch nicht berührt. 

im Rahmen der Mitgliedschaft bei der Uno
Geplant und bereits organisiert war auch die Teilnahme 
am 3. Global Forum on Migration vom 4. und 5. Novem-
ber in Athen. Der plötzliche, grosse Zustrom von soma-
lischen und eritreischen Asylsuchenden liess jedoch den 
Besuch dieses Welttreffens zur Migration nicht zu. So 
blieb es denn beim Besuch eines Vorbereitungstreffens 
am Sitz der UNO in Genf und der Verarbeitung der Kon-
ferenzergebnisse, ohne über die weltweite Migration 
und deren Auswirkungen im Allgemeinen und die nati-
onalen Massnahmen im Speziellen mit anderen Konfe-
renzteilnehmern von Angesicht zu Angesicht diskutiert 
haben zu können. 

Asyl 

starke, überraschende Zunahme von Asylgesuchen 
somalischer und eritreischer staatsangehöriger
Nachdem in den letzten Jahren die Zahl der Asylgesuche 
stetig abnahm, stieg sie ab August 2009 sprunghaft an, 
mit dem Höhepunkt von 98 Asylgesuchen allein im Ok-
tober 2009. Die Strukturen im Asylbereich, sowohl im 
Verfahren wie in der Betreuung, sind nicht auf so hohe 
Zahlen ausgerichtet und in aller Eile wurden neue Un-
terkunftsmöglichkeiten geöffnet, so auch ein Zivilschutz-
raum beim Liechtensteinischen Gymnasium, in dem 
zeitweise bis zu 60 eritreische Staatsangehörige unter-
gebracht waren. Schliesslich gelang es, den Zustrom im 
November zu stoppen. Notwendig waren jedoch ausge-
dehnte polizeiliche Kontrollen an den Grenzübergängen 
zur Schweiz und eine rasche Behandlung der Asylge-
suche verbunden mit der Botschaft, dass Liechtenstein 
nicht gewillt ist, Personen nochmals Asyl zu gewähren, 
sofern diese schon Schutz in einem europäischen Land 
gefunden haben. Aufgrund der Befragungen, Kontrollen 
und Abklärungen durch das APA sowie durch die Lan-
despolizei wurden die Hauptgründe für den Zustrom 
nach Liechtenstein rasch klar: Da Liechtenstein noch 
nicht Mitglied von Schengen/Dublin ist, erhofften sich 
die Asylsuchenden ein weiteres Asylverfahren in Europa 
und die Möglichkeit, sich mit liechtensteinischen Doku-
menten frei in Europa bewegen zu können. Die Mög-
lichkeit, sofort einer Arbeit nachgehen zu können sowie 
die im europäischen Vergleich sehr guten Sozialleistun-
gen, also die vergleichsweise attraktiven Rahmenbedin-
gungen, stellten den zweiten wichtigen Grund dar. Für 
das APA gab es bislang keinen Grund auf eines dieser 
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Asylgesuche einzutreten, da die Asylsuchenden sich 
zum grössten Teil bereits längere Zeit in Europa aufhal-
ten und Asylverfahren durchlaufen haben oder bereits 
über einen Aufenthaltstitel eines europäischen Staates 
verfügen. 

Abgänge von Asylsuchenden
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Viele Asylsuchende tauchen vor oder kurz nach einer für 
sie negativen Entscheidung unter. Im Berichtsjahr waren 
dies 101 Asylsuchende. 81 zogen ihr Asylgesuch freiwil-
lig zurück und reisten aus. 53 Asylsuchende wurden im 
Rahmen des Rückübernahmeabkommens den schweize-
rischen, deren 5 an die österreichischen Behörden über-
geben.

bestand an Asylsuchenden  
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Per Ende 2009 befanden sich noch 47 Asylsuchende aus 
7 Nationen im Asylbereich, davon 16 Eritreer und 22 So-
mali. 

ein blick nach europa
Entwicklung der Asylgesuche ausgewählter europä-
ischer Länder (Quellen: UNHCR* und Länderstatistiken):

 2009 2008 Verände- pro 1'000
   rung in % Einwohner

Schweiz 16'005 16'606  -3.60 2.13
Österreich 15'827 12'841 + 23.25 1.89
Deutschland* 26'836 21'371 + 25.56 0.32
Frankreich* 41'981 35'164 + 19.38 0.67
Italien* 16'442 31'164 - 47.25 0.27
Schweden* 24'194 24'353 - 0.66 2.61
Spanien* 3'079 4'478 - 31.25 0.06
Portugal* 148 161 - 8.08 0.01
Liechtenstein 294 26 + 1'130 8.21

Italien und Portugal: Zahlen per Ende Oktober 2009 
hochgerechnet; Spanien: Zahlen per Ende November 
2009 hochgerechnet

Der Migrationsdruck auf Europa hält weiter an, mit 
starken nationalen Unterschieden. Entgegen dem in den 
Medien oft gezeichneten Szenarien weisen Italien und 
Spanien nicht die höchste Anzahl Asylgesuche aus, vor 
allem nicht im Verhältnis zur Bevölkerungszahl. Trotz 
der speziellen geografischen Lage (Liechtenstein ist nur 
über sichere Staaten wie die Schweiz und Österreich er-
reichbar) weist Liechtenstein seit Jahren eine vergleichs-
weise hohe Anzahl Asylgesuche auf. Im Schnitt der letz-
ten fünf Jahre (ohne 2009) wurden durchschnittlich 46 
Asylgesuche pro Jahr gestellt, das entspricht 1'285 Ge-
suchen pro 1'000 Einwohner. Liechtenstein braucht den 
Vergleich mit den weiteren europäischen Ländern nicht 
zu scheuen, zeigt also sehr wohl Solidarität bei der Be-
wältigung sowohl des internationalen Flüchtlingspro-
blems als auch der illegalen Migration. 

internationale Flüchtlings- und Migrationshilfe 
Diese ist Teil der Internationalen humanitären Zusam-
menarbeit und Entwicklung (IHZE) Liechtensteins und 
ist aus der vormaligen «Wiederaufbauhilfe» hervorge-
gangen.

Das Ausländer- und Passamt hat im Berichtsjahr CHF 
2'100'000 für die Internationale Flüchtlings- und Migra-
tionshilfe eingesetzt. Die Beiträge sollen zur Bewälti-
gung der globalen Migrationsproblematik sowie dem 
Schutz von Flüchtlingen, Binnenvertriebenen und Rück-
kehrern beitragen. 

Den grössten Einzelbeitrag leistete Liechtenstein an 
ein Migrationsprojekt der Caritas Austria in Armenien, 
einem Land mit der vermutlich weltweit grössten Dia-
spora. Weniger als ein Drittel der geschätzten 10 Mil-
lionen Armenier lebt im Land selbst, das sich seit dem 
Erdbeben von 1988 wirtschaftlich nicht erholt hat. Die 
starke Landflucht, bedingt auch durch die hohe Arbeits-
losigkeit, verstärkt den Druck auf die junge Bevölkerung, 
legal oder meist illegal ins Ausland zu reisen. Mit der 
Beratung potentieller Migranten, der Reintegration von 
Rückkehrern und mit Öffentlichkeitsarbeit soll mit dem 
auf drei Jahre angesetzten Projekt dem Migrationsdruck 
begegnet werden. 

Schwerpunkte der weiteren Projektunterstützung 
im Berichtsjahr waren die Ausbildung von Kindern und 
Jugendlichen sowie Programme zur Unterstützung von 
ethnischen Minderheiten (Roma, Ashkali) im Balkan.

Auch in der Ukraine werden Migrationsprojekte un-
terstützt. Es handelt sich hierbei um Projekte der Caritas 
Schweiz in den Bereichen Menschenhandel und Sozial-
arbeit mit Migrantenkindern, die über drei Jahre mit je-
weils total CHF 180'000 unterstützt werden.

Im Rahmen der Beteiligung Liechtensteins an der 
«Migrationspartnerschaft Westbalkan», einem gemein-
samen Projekt des Bundesamtes für Migration (BFM) 
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und der Direktion für Entwicklung und Zusammenar-
beit (DEZA), nahmen Vertreter des APA im Mai 2009 
an einem zweitägigen Workshop in Sarajevo (Bosnien 
und Herzegowina) teil. Die Hauptziele der Migrations-
partnerschaft sind Partnerschaftsabkommen zur Förde-
rung der regulären und Verhinderung der irregulären 
Migration. Experten der schweizerischen Botschaft vor 
Ort, des ICMPD (International Centre for Migration De-
velopment), der EU-Delegation, IOM (International Or-
ganization for Migration) als auch die Verbindungsleute 
von BFM/DEZA aus Serbien, Kosovo und Bosnien und 
Herzegowina haben über ihre Erfahrungen in der Arbeit 
der Migrationspartnerschaften berichtet. Liechtenstein 
erhielt dabei die Gelegenheit, Einblick in die praktische 
Arbeit der Migrationspartnerschaft mit dem Westbalkan 
zu erhalten und konnte den Vertretern der genannten Or-
ganisationen gleichzeitig das Migrationskonzept Liech-
tensteins (Ziele, Mittel und Verfahren) näherbringen.

KoMMissionen

Landesgrundverkehrskommission

Präsident: Dr. benedikt Marxer

Die Landesgrundverkehrskommission hielt im Jahre 2009 
eine nicht-öffentliche Sitzung ab.

Anhängige Rechtssachen 2009 6

Anfall beschwerden 2009 5
davon: a) Hertrag 2008 2
 b) Neuanfall 2009 3

Anfall sonstige Anträge 2009 1
(amtswegige Prüfung der Erfüllung einer Auflage etc)
davon: a) Hertrag 2008 1
 b) Neuanfall 2009 0

beschwerdeführer/Antragsteller des neuanfalls 2009
 a) Regierung 3
 b) Vertragspartei 0

erledigung Rechtssachen 2009 6
davon: a) Stattgebung/Teilstattgebung 2
 b) Abweisung 1
 c) Zurückweisung und sonstige Erledigungen 3

Übertrag in das Geschäftsjahr 2010 0

Gewaltschutzkommission 
der Regierung (GsK)

Vorsitzender: Jules s. hoch

Die Kommission kam im Berichtsjahr zu fünf Sitzungen zu-
sammen. 

Die Arbeitsschwerpunkte im Berichtsjahr lagen bei der 
Studie über Rechtsextremismus in Liechtenstein, die im 
Sommer abgeschlossen werden konnte. Das Thema Gewalt 
im Fussball verlor durch den Abstieg des FC Vaduz in die 
Challenge-League etwas an Bedeutung, weshalb in Abspra-
che mit den Club- und Verbandsverantwortlichen die Bemü-
hungen um die Schaffung eines Fan-Konzepts in Liechten-
stein vorübergehend zurückgestellt werden konnten.

Gestützt auf eine UN-Empfehlung (CERD) hat die Regie-
rung im Jahr 2007 die Gewaltschutzkommission beauf-
tragt, eine Studie zu den Hintergründen des Rechtsextre-
mismus in Liechtenstein durchzuführen. Das beauftragte 
Forscherteam der Fachhochschule Nordwestschweiz hat 
im Sommer 2009 den Abschlussbericht vorgelegt. Im 
November wurde die Studie sowie die daraus abgelei-
teten Empfehlungen im Rahmen einer Medienkonferenz 
der Öffentlichkeit vorgestellt. Die Regierung hat in der 
Folge die Gewaltschutzkommission beauftragt, bis Ende 
März 2010 auf der Grundlage der Empfehlungen einen 
konkreten Massnahmenkatalog zu erarbeiten, um eine 
allfällige Ausbreitung des rechten Gedankenguts sowie 
der rechten Szene zu verhindern. 

Ebenfalls hat sich die Gewaltschutzkommission zu-
sammen mit der Gemeinde Schaan im Projekt ‚Schaa-
poscht’ engagiert, bei dem es um die gewaltpräventive 
Ausgestaltung (Belebung, Betreuung) des neuen Bus-
bahnhofs in Schaan geht. Im Rahmen einer Veranstal-
tung im Dezember, an der die Vorsteher von Schaan 
und Triesen sowie der Bürgermeister von Vaduz teil-
nahmen, wurden verschiedene Interventionsmodelle 
präsentiert, die sich zum Ziel gesetzt haben, die Gewalt 
im öffentlichen Raum zu reduzieren (Littering, Lärm, 
Sachbeschädigung etc.). Ein erfreuliches Ergebnis die-
ser Veranstaltung ist die klare Aussage der anwesenden 
Gemeindevorsteher, gemeinsam ein gemeindeübergrei-
fendes Konzept verfolgen zu wollen. Die Gewaltschutz-
kommission hat es übernommen, diese Bemühungen fe-
derführend zu koordinieren.

Im Übrigen fanden im Rahmen der Kommissionssit-
zungen jeweils kurze Lagebeurteilungen statt. Es zeigte 
sich, dass die Jugendgewalt im Jahr 2009 in Liechtenstein 
keine dramatische Veränderung erfahren hat. Sowohl Po-
lizei als auch Schulen und offene Jugendarbeit berichten 
über Gewaltvorfälle, ohne dass daraus jedoch Tendenzen 
oder neue Entwicklungen abgeleitet werden müssten.

Auch im Bereich der rechten Gewalt bzw. Szene zeigt 
sich ein unverändertes Bild. Die Szene existiert im be-
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kannten Umfang. Im Jahr 2009 wurden fünf Vorfälle re-
gistriert, in die Angehörige der rechten Szene involviert 
waren bzw. die Täterschaft in diesen Kreisen vermutet 
wird (tätliche Auseinandersetzungen, Sachbeschädi-
gungen, Drohungen). Die Öffentlichkeit stark bewegt hat 
ein Brandanschlag auf zwei Wohngebäude in Nendeln, 
die von türkischen Familien bewohnt waren. Ob es sich 
dabei tatsächlich um ausländerfeindlich motivierte Straf-
taten handelte, konnte bisher noch nicht abschliessend 
geklärt werden. Ferner haben zwei Vorfälle für Aufse-
hen in der liechtensteinischen Öffentlichkeit gesorgt. 
Einerseits anonyme Flugblätter, die von einer bisher 
unbekannte Völkischen Erneuerungsbegegnung Liech-
tenstein mit nationalistisch-konservativen Inhalten ver-
teilt wurden und andererseits Schmierereien gegen Pla-
kate der Stabsstelle für Chancengleichheit, auf denen für 
Toleranz gegenüber Homosexuellen geworben wurde. 
Die Urherber beider Vorfälle konnten bis anhin nicht 
ausgeforscht werden.

Regelungskommission

Präsident: Mag. Konrad Lanser

Die Kommission bzw. der Vorsitzende hat im Jahre 2009 
insgesamt zwei Sitzungen abgehalten. Dabei wurden drei 
enderledigende Entscheidungen getroffen.

Daneben hat der Vorsitzende der Regelungskommission 
verschiedene Anfragen einer Erledigung zugeführt.

Kommission für Unfallverhütung 
im strassenverkehr
Präsident: büchel Mario

Im Berichtsjahr 2009 trafen sich die Mitglieder der Kom-
mission für Unfallverhütung im Strassenverkehr zu zwei 
Sitzungen. Die Schwerpunkte der Arbeit betrafen die Dis-
kussion und Überprüfung der Unterstützungsanträge an 
Institutionen und Organisationen, die sich für die Unfall-
verhütung im Strassenverkehr einsetzen.

Folgende Aktionen und Kampagnen wurden im be-
richtsjahr von der Kommission für Unfallverhütung 
im strassenverkehr unterstützt:
– Schulung der 4. Primarschulklassen auf der Verkehrs-

schulungsanlage beim Rheinpark-Stadion in Vaduz 
(inkl. Unterhalt und Reparatur der Verkehrsschulungs-
anlage/Container)

– «Velo-Helm Aktion» des Liechtensteiner Radfahrerver-
bandes sowie Plakate der bfu

– «Sicher im Sattel» des Verkehrs-Clubs Liechtenstein in 
Balzers, Vaduz und Schaan

– «Sicher Rad fahren im Alter» plus 60 (VCL)
– Kampagnen:
– Jahreskampagne der KfU: «Adelheit säuft. Fährt aber 

nicht!», welche durch Radiospots, Diavorführungen 
im Schlosskino Balzers sowie im Takino Schaan, Pla-
kate, Kleber sowie eine Pressemitteilung während dem 
ganzen Jahr immer wieder geschaltet wurde

– Kampagne «Schulanfang» im August 2009 (Radiospots, 
Plakate, Kinderzeichnungen für Autofahrer sowie eine 
Pressemitteilung)

– Aktion Sichtbarkeit (Flyer und Plakate der bfu und des 
Verkkehrssicherheitsrates: «Helle Köpfe haben Licht!»)

– jährliche Anschaffung von Leuchtgürtel für die Kinder-
gärten und 1./2. Primarschulklassen des Landes

– Unterstützung der Verkehrskadetten Liechtenstein 
(Ausrüstung/Arbeitsmaterial)

– Subvention von diversen Fahrsicherheitskursen (Auto 
und Motorrad) in Veltheim, Betzholz, Driving Camp 
Vorarlberg und Driving Graubünden

– Landesweite Aktion «Zu Fuss zur Schule/zum Kin-
dergarten» der Arbeitsgruppe Verkehrsprävention in 
Liechtenstein

– Unterstützung bei technischen Fahrradkontrollen in 
Zusammenarbeit mit den Primarschulen der Gemein-
den Balzers, Triesen, Vaduz, Schaan, Eschen/Nendeln, 
Mauren/Schaanwald sowie Ruggell.




